der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
N 


ro, 14. 


bı Die Nummer 6 der Geſetz-Sammlung enthält 
nter 

Nr. 9513 das Geſetz zur Erzänzung der Geſetze, 
betreffend das Ruhegehalt der emeritirten Geiſtlichen, 
vom 15. März 1880 (Geſetz⸗Samml. S. 216) und, bes 
lreffend die Fürſorze für die Wittwen und Waiſen der 
Geiſtlichen der evangeliſchen Landeskirche in den neun 
älteren Provinzen der Monarchie, vom 15 Juli 1889 
(Geſetz Samml. S. 139). Vom 30. März 1892; unter 


Nr. 9514 die Verordnung über das Inkrafttreten 
des Geſetzes vom 30. März 1892 zur Ergänzung der 
Geſetze, betreffend das Ruhegehalt der emeritirten Geiſt⸗ 
lichen, vom 15. März 1880 und, betreffend die Für⸗ 
ſorge für die Wiktwen und Waiſen der Geiſtlichen der 
evangeliſchen Landeskirche in den neun älteren Provinzen 
der Monarchie, vom 15. Juli 1889. Vom 30. März 
1892; unter 


Nr. 9515 die Verordnung über (۵8 Fnfcafttretert 
deg Geſetzes, betreffend das Ruhegehalt der emeritirten 
Geiſtlichen, vom 15. März 1880, ſowie über die Auf⸗ 
loſung der Emeriten⸗Unterſtützungsfonds in der Provinz 
Weſtfalen und der Rheinprovinz Vom 30. März 1892; 
und unter 

Nr. 9516 die Verordnung über das Inkrafttreten 
des Geſetzes, betreffend die Fürſorge für die Wittwen 
und Waiſen der Geiſtlichen der evangeliſchen Laudes⸗ 
irche in den neun älteren Provinzen der Monarchie, 
vom 15. Juli 1889 in der Provinz Weſtfalen und der 
Rheinprovinz. Vom 30. März 1892. 

8 Die Nummer 16 des Melis ⸗Geſetzblatts enthält 
er 
„Nr. 2004 die Bekanntmachung, betreffend die Be⸗ 
ſchäftigung von Arbeiterinnen auf Steinkohlenbergwerken, 
ink: und Blei⸗rzbergwerken und auf Kokereien im Ne: 
unte Bebek Oppeln. Vom 24. März 1892; und 
er 


schält Nr. 2005 die Bekanntmachung, betreffend die Des 

ü 

n Rohzuckerfabriken und Zuckerraffinerien. Vom 24. 
arz 1892. 

Ar Die Nummer 17 des Reichs- Geſetzblatts enthält 
r 


Nr. 2006 die Bekannlmachung, betreffend die Er⸗ 


Marienwerder, den 6. April 


gung von Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern 


Die Nummer 18 des Reichs ⸗Geſetzblatts enthält 


+ 


unter 
Nr. 2007 die Verordnung, betreffend das Inkraſt⸗ 
treten der auf die Sonntogsruhe im Handelsgewerbe 
bezuglichen Veſtimmungen der Gewerbeocbnungsnovelle 
vom 1. Juni 1891. Vom 28. März 1892; und 
unter 
Nr. 2008 die Verordnung, betreffend die Klaſſen⸗ 
eintheilung einzelner Orte. Vom 28. März 1892. 
Die Nummer 19 des Neichs⸗Geſetzblatts enthält 
unter 
Nr. 2009 das Geſetz, betreffend die Feſtſtellung 
des Reichshaushalts⸗Etats für das Etatsjahr ۰ 
Vom 30. März 1892; unter 
Nr. 2010 das Geſetz, betreffend die Aufnahme 
elner Anleihe für Zwecke der Verwaltungen des Reichs⸗ 
heeres, der Marine und der Reichs⸗Eiſenbahnen. Vom 
30. März 1892; unter 
Nr. 2011 das Geſetz über die Einnahmen und 
Ausgaben der Schußgebieie. Vom 30. März 1892; 
und unter 
Nr. 2012 das Geſetz, betreffend die Feſiſtellung 
des Haushalts ⸗ Etats für die Schutzgebiete Kamerun, 
Togo und das ſüdweſtafrikaniſche Schutzgebiet für das 
Etatsjahr 1892/93. Vom 30. März 1892. 


Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Central⸗Behörden. 
Dieuſtanweiſung 

für die Gewerbe Aufſichts⸗Beamten. 

Im Einverſtändniß mit dem Miniſter des Innern 
wird für die Gewerbe ⸗Auſſichtsbeamten ($ 139 b der 
Gewerbe Ordnung — Allerhöchſter Erlaß vom 27. April 
1891 — G. S. S. 165 —) nachſtehende Dienſtan⸗ 
welſung ۰ 

§ 1. Der Wirkungskreis der Gewerbe⸗Auf⸗ 
ſichtsbeamten umfaßt innerhalb der durch die §§ 189 b, 
154, 154 a und 155 der Gewerbe⸗Ordnung bezeichneten 
Grenzen die Aufficht über die Ausführung 
1. der Vorſchriften über die Sonntagsruhe mit Aus⸗ 
nahme der die Sonntagsruhe im Handelsgewerbe 
betreffenden Beſtimmungen (88 1052 —105ha. a. O), 
der Vorſchriften über die den Gewerbe⸗Unter⸗ 
nehmern auf Grund der 88 120 a bis 120 e ob⸗ 


کی 
— 


anittelung der Zahl der in Fabriken und dieſen gleich: 
ſtehenden Anlagen beſchäftigten Arbeiterinnen. Vom 
26. März 1892. 


Ausgegeben in Marienwerder am 7. April 


liegenden Pflichten, 
3. der die Arbeitsordnungen betreffenden Beſtim⸗ 
mungen ($ 134 a bis $ 184 h), 


1892. 


— 9 مت 


4. der die Beſchäftigung der Arbeiterinnen und jugenb-[jeboh mik der Einſchränkung, daß der Regierungs⸗ 
lichen Arbeiter betreffenden Beſtimmungen ($ 135 Bräfident in wichligen oder zweifelhaften Fragen die 
bis § 139 a). Mitwirkung des Regierungs⸗ und Gewerberathes an⸗ 

Den Gewerbe⸗Aufſichtsbeamten wird ferner als ordnen kann, daß dieſe Mitwirkung immer einzutreten 
ſtändigen Beauſtragten der Regierungs⸗Präſidenten (in hat, wenn es ſich um die Erſtattung von Berichten über 
Berlin des Polizei⸗Präſidenten) übertragen: Fragen der Geſetzgebung handelt und daß der Jahres⸗ 

5. die Beaufſichtigung derjenigen Anlagen, welche ben bericht ($ 16) von dem Reglerungs⸗ und Gewerberathe 
Beſtimmungen des § 16 der Gewerbe⸗Ordnung für feinen ganzen Amtsbezirk unter Benützung des von 
und ſeiner Ergänzungen unterliegen, ſeinem Vertreter für ſeinen Vezirk zu erſtattenden Be⸗ 

6. in den ihrer Zuſtändigkeit unterſtehenden Betrieben richtes erſtaltet wird. 
die Auſſicht über die Ausführung der die Arbeits⸗ Den bei den Regierungen angeftellten Gewerbe⸗ 
bücher und Zeugniſſe $ و107‎ 113), ſowie die Inſpektoren kann zugleich die Verwaltung einer Gewerbe⸗ 
Lohnzahlung ($ 115 bis 119 a) betreffenden Vor- Inſpektion (§ 4) übertragen werden. 
ſchriften. 8 4. Zur Durchführung der Gewerbe⸗Auſſicht 
Endlich wird den für Gewerbe⸗Inſpeklions⸗Bezirke werden Gewerbe⸗Inſpektions⸗Bezirke gebildet, deren Ver⸗ 

angeſtellten Gewerbe⸗Aufſichtsbeamten ($ 4) die amtliche waltung je einem Gewerbe⸗Inſpektor übertragen wird. 
Prüfung der Dampfkeſſel ihrer Bezirke überwieſen. Die Gewerbe⸗Inſpektoren ſind in Beziehung auf 
(Allerhochſter Erlaß vom 27. April 1891, Ziffer II, die Gewerbe⸗Auſſicht (§ 1 Ziffer 1—6) Organe der 
G. S. S. 165). Regierungs⸗ und Gewerberäthe, deren Weiſungen ſie zu 

8 2. Die Gewerbe: Auffiht wird durch Regie⸗ folgen haben. 
rungs⸗ und Gewerberäthe, durch Gewerbe⸗Inſpektoren Die Gewerbe⸗Inſpektoren haben die amtliche Prü⸗ 
und durch Hülfsarbeiter (Aſſiſtenten) ausgeübt. fung der Dampfkeſſel nach den darüber erlaſſenen Be⸗ 

Die Gewerbe⸗Auſſichtsbeamten find dem für ihren ſtimmungen wahrzunehmen. 

Amtsbezirk zuſtändigen Regierungs⸗Präſidenten und in Den Gewerbe⸗Inſpektoren können zu ihrer Unter⸗ 
höchſter Inſtanz dem Miniſter für Handel und Gewerbe ſtützung Aſſiſtenten überwleſen werden, welche an den 
dienſtlich unterſtellt. Heſchäften nach Anordnung der Inſpektoren Theil zu 

Sind für den Amtsbezirk eines Gewerbe⸗Aufſichts⸗ nehmen haben. Dieſe können ſich in allen ihnen ob⸗ 
beamten mehrere Regierungs⸗Präſidenten zuſtändig, ſoſ liegenden Dienſtgeſchäften von den ihnen überwieſenen 
wird fein unmittelbarer Vorgeſetzter beſonders beſtimmt. Aſſiſtenten vertreten laſſen. 

8 3. Die Regierungs⸗ und Gewerberäthe find Den Regierungs- Präſidenten bleibt vorbehalten, 
techniſche Mitglieder der Regierungen gemäß lit. D. V. o. über die Vertheilung der Geſchäfte beſondere Anord⸗ 
der Kabinets⸗Ordre, betreffend eine Abänderung in der nungen zu treffen. 
bisherigen Organiſation der Provinzial⸗Verwaltungs⸗ ٩ 5. Die Regierungs⸗ und Gewerberäthe in ihrer 
behörden vom 31. Dezember 1825 — G. S. 1826 jelbfiftändigen amtlichen Thätigkeit und die Gewerhe⸗ 
S. 5 — (Allerhöchſter Erlaß vom 27. April 1891 Inſpektoren führen die ihnen verliehenen Dienſtſiegel. 
Ziffer 1). Gleichzeitig haben fie die im § 1 unter Amtliche Schriftſtücke werden gezeichnet: von den Regie⸗ 
Ziffer 1—6 aufgeführten Geſchafte der Gewerbe ⸗ Auf- rungs⸗ und Gewerberäthen, inſoweit es ſich um ihre 
ſichtsbeamten wahrzunehmen, ferner die Thätigkeit der ſelbſtſtändige Thätigkeit handelt, 

Gewerbe⸗Inſpektionen ihres Auſſichtsbezirkes zu über: Der Königliche Regierungs- und Gewerberath. 
wachen und zu dieſem Zwecke regelmäßigen Nevifionen (Name.) 
vorzunehmen. von ihren Hülfsarbeitern: 

Die auf Grund der Ziffer 5 des Allerhöchſten Der Königliche Reglerungs⸗ und G. werberath. 

Erlaſſes vom 27. April 1891 zur Unlerſtützung und In Vertretung. 


Vertretung der Regierungs⸗ und Gewerberäthe bei den (Name.) 

Regierungen angeſtellten Gewerbe⸗Inſpektoren haben bte vont den Gewerbe Juſpektoren )5 4): 

amtliche Stellung der Regierungs⸗Aſſeſſoren nach lit. D. Der Königliche Gewerbe⸗Inſpekror zu 
V. d der Kabinets⸗Ordre vom 31. Dezember 1825. (Name.) 


Soweit es ſich um die Wahrnehmung der Gewerbe⸗ 
Auſſicht (§ 1, 1-6) handelt, haben fie den Anwei⸗ 
ſungen der Regierungs- und Gewerberäthe Folge zu leiſten. 
Im Uebrigen erfolgt die nähere Regelung ihrer amt: 
lichen Thätigkeit durch den Regierungs⸗Präſidenuten. 
Wenn ein Regierungs⸗ und Bawer berath für mehrere 
Regierungen angeſtellt tft, fo wird bei denjenigen Hege: 
rungen. in deren Bezirke er ſeinen Wohnſitz nicht hat, 
je ein Vertreter aus der Zahl der Gewerbe Inſpektoren و‎ 6. Die Gewerbe⸗Aufſichtsbeamten ſollen in dem 
veſtellt, welchem die volle و‎ des Regierungs⸗ ihnen zugewleſenen Wirkungskreiſe in Ergänzung der 
und G'werberathes in allen Amtsgeſchäften obliegt, den ordentlichen Polizeibehörden obliegenden Thätigkeit 


von deren Aſſiſtenten: 
Der Königliche Gewerbe⸗Inſpektor zu 
In Vertretung. 
(Name. 

Die Gewerbe⸗Auſſichtsbeamten führen den Nachweis 
ihrer amtlichen Eigenſchaft durch Vorzeigung einer ihnen 
von dem vorgeſetzten Regierungs- Präſidenten auszu⸗ 
ſtellenden Ausweiskarte. 


۲۳ 99 


für eine möͤglichſt vollſtändige und gleichmäßige ۰ 
führung der Beſtimmungen der Gewerbeordnung und der 
auf Grund ihrer erlaſſenen Vorſchriften Sorge tragen. 


139 und 139 a der Gewerbe⸗Ordnung eine beſondere 
Regelung erfahren hat. 
Bei den den Beſtimmungen des 5 16 der Gewerbe⸗ 


Dabei ſollen ſie ihre Aufgabe vornehmlich darin ſuchen, Ordnung unterworfenen Anlagen haben ſie darauf zu 
geſtützt auf ihre Vertrautheit mit den geſetzlichen Be⸗ achten, ob für ſie die erforderliche Genehmigung erwirkt 
ſtimmungen, ihre techniſchen Keuntniſſe und amtlichen iſt und ob ihr Beſtand und ihr Betrieb mit dem Inhalte 
Erfahrungen durch ſachverſtändige Berathung und wohl⸗ der Genehmigung und mit den vorgeſchriebenen Be: 
wollende Vermittlung eine Regelung der Betriebs- und dingungen übereinſtimmt. 

Arbeitsverhältniſſe herbeizuführen, welche, ohne dem § 8. Die Gewerbe⸗Aufſichtsbeamten ſollen, wenn 
Gewerbeunternehmer unnöthige Opfer oder zweckloſeſſie bei ihren Beſichtigungen einzelne Geſetzwidrigkeiten 
Beſchränkungen aufzuerlegen, den Arbeitern den vollen und Uebelſtände vorfinden, deren Abſtellung zunächſt 
durch das Geſetz ihnen zugedachten Schutz gewährt und durch gütliche Vorſtellungen und geeignete Rathſchläge 


das Publikum gegen gefährdende und beläſtigende Ein⸗ 
wirkungen ſicherſtellt. ۰ 

Arbeitgebern und Arbeitern ſollen die Gewerbe: 
Aufſichtsbeamten die gleiche Bereitwilligkeit zur Ver⸗ 
tretung ihrer berechligten Intereſſen entgegenbringen und 
dadurch, wie durch die ganze Art ihrer amtlichen Thänigkeit 
eine Vertrauensſtellung zu gewinnen ſuchen, welche ſie 
zur Erhaltung und Förderung guter Beziehungen zwiſchen 
beiden mitzuwirken in den Stand ſetzt. 

Die Arbeitgeber ſollen ſie bei Geltendmachung der 
Anforderungen des Geſetzes in deren Erfüllung bereit: 
willig unterſtützen und auf Wunſch auch in der Aus⸗ 
führung von Einrichtungen, welche auf die Verbeſſerung 
der Lage der Arbeiter innerhalb und außerhalb des 
Betriebes abzielen, zu fördern ſuchen. 

Wünſche und Beſchwerden der Arbeiter ſollen ſie 


herbeizuführen ſuchen. Iſt auf dieſem Wege die Erſüllung 
der geſetzlichen Anforderungen nicht zu erreichen, ſo haben 
die Gewerbe⸗Auſſichtsbeamten ſich an die ordentlichen 
Poltzei⸗Behörden zu wenden, damit dieſe, falls es ſich 
um geſetzlich mit Strafe bedrohte Verſtöße handelt, die 
Beſtrafung des Arbeitgebers herbeizuführen, falls es ſich 
aber um die Herſtellung von Einrichtungen gemaß 
$ 120a ff. der Gewerbe⸗Ordnung handelt. die zur Durch⸗ 
führung dieſer Einrichtungen erforderlichen Verfügungen 
treffen (§ 120 d a. a. O). 

Von dem Rechte, polizeiliche Straffeſtſetzungen zu 
treffen, ſollen die Gewerbe⸗Auſſichtsbeamten keinen Ge⸗ 
brauch machen, von dem Rechte, polizeiliche, nöthigen⸗ 
falls im Wege des Verwaltungszwangs verfahrens durchs 
zuführende Verfügungen zu erlaſſen, ſollen ſie nur aus⸗ 
nahmsweiſe in denjenigen Fällen, in denen Gefahr im 


bereitwillig entgegennehmen und, falls fie ſich von ihrer Verzuge iſt, Gebrauch machen. 


Berechtigung überzeugt haben, ihnen, ſoweit ſie es nach 


8 9. Die Inhaber und Leiter der der Gewerbes 


ihrer amtlichen Stellung vermögen, Erfüllung und Ab⸗ Auſſicht unterſtehenden gewerblichen Anlagen find ver: 
hülfe zu ſchaffen ſuchen. Die durch ihre amtliche Thätig⸗ pflichtet, den zuſtändigen Gewerbe⸗Aufſichts⸗Beamten den 
keit ſich ihnen bietende Gelegenheit, ſich über die Ver⸗ Zutritt zu dieſen Anlagen zu jeder Zeit, namentlich 
haltniſſe der Arbeiterbevölkerung ihres Amtsbezirks zuſauch in der Nacht, während die Anlagen im Betriebe 
unterrichten, ſollen fie ſorgfältig benutzen und ſich über ſſind, zu geſtatten und ſoweit es ſich um die unter den 
die in dieſen Verhältniſſen eintretenden Veränderungen § 16 der Gewerbe Ordnung fallenden Anlagen oder um 
in fortlaufender Kenntniß erhalten. Dampfkeſſel handelt, auf Erfordern die Genehmigungs⸗ 
8 7. Zur Erfüllung ihrer Aufgaben haben ſich Urkunde nebſt Zubehoͤr und das Reviſionsbuch vor⸗ 
die Gewerbe⸗Aufſichtsbeamten durch fortlaufende Beſich⸗ zulegen. 
tigungen der ihrer Aufſicht unterſtellten Anlagen von 8 10. Die Gewerbe⸗Aufſichtsbeamten find vor: 
dem Zuſtande und Betriebe derſelben eingehende Stenntniß|behaltli der Anzeige von Geſetzwidrigkeiten zur Geheim⸗ 
zu verſchaffen und ſich ein Urtheil darüber zu bilden, hallung der amtlich zu ihrer Kenntniß gelangenden 
ob und inwiefern die Durchführung beſtehender Vor⸗Geſchäfls⸗ und Betriebsverhältniſſe der ihrer Auſſicht 
ſchriften auf Hinderniſſe ſtößt, die ihre Abänderung ſunterſtehenden Anlagen verpflichtet. 
erforderlich erſcheinen laſſen, und ob und inwiefern all⸗ 8 11. Die Ortspolizei⸗Behörden haben den Gewerbe: 
gemeine Mißſtände hervortreten, zu deren Beſeitigung Auſſichtsbeamten bei Ausübung ihrer Amtsthätigkeit die 
es des Erlaſſes neuer Vorſchriften bedarf. innerhalb ihrer Zuſtändigkeit liegende Unterſtützung zu 
Eine beſondere Aufmerkſamkeit haben fie zuzu⸗Theil werden zu laſſen, insbeſondere auf Verlangen 
wenden: derſelben 
1. den Anlagen, deren wirkſame Beaufſichtigung durch 1. die für die Ausübung der Gewerbe⸗Auſſicht wid: 
techniſche, bei den Organen der ordentlichen Polizei⸗ tigen Verhandlungen, Verzeichniſſe und Schrift⸗ 
behörden nicht vorauszuſetzende Kenntniſſe und ſtücke vorzulegen, 
Erfahrungen bedingt iſt, 2. bei der Beſichtigung gewerblicher Anlagen Unter⸗ 
„den Anlagen, deren Betrieb mit beſonderen Gefahren] ſtützung zu leiſten, 
für Leben und Geſundheit der Arbeiter oder mit] 3. Beſichtigungen und Nachbeſichtigungen beſtimmter 
ſchädigenden und beläſtigenden Einwirkungen auf gewerblicher Anlagen vorzunehmen und über das 
die Nachbarſchaft verbunden iſt, Ergebniß Mittheilung zu machen, 
3. den Anlagen, deren Betrieb auf Grund der 88 138 a, 4. ihnen von der Erledigung der auf Grund des 


— 98 = 


8 120 d der Gewerbe⸗Ordnung erlaſſenen Ver⸗ſarbelten im öffentlichen Intereſſe nothwendig oder zweck⸗ 

fügungen, ſowie von dem Ergebniſſe der Straf⸗ mäßig erſcheint. 

verfahren wegen Zuwiderhandlungen gegen ſolch⸗ Die für die Nebenarbeiten zu leiſtenden Ver⸗ 

Vorſchriften der Gewerbe ⸗ Ordnung Kenntniß zuſgültungen werden durch den Regierungs⸗Präſidenten feſt⸗ 

geben, deren Ausführung durch die Gewerbe⸗ geſetzt und zur Staatskaſſe vereinnahmt, aus welcher 

Auſſichtsbeamten zu überwachen iſt (§ 1, 1—6) ſalsdann die Auszahlung an die Gewerbe⸗Aufſichtsbeamten 

12. Mit den techniſchen Beamten der Kreiſe erfolgt. 

(Kreisphyſikus, Kreisbaumeiſter) haben ſich die Gewerbe⸗ Auf die vor Gericht erſtalteten techniſchen Gut: 
Aufſichtobeamten über die den amtlichen Wirkungskreis achten finden vorſtehende Vorſchriften keine Anwendung. 
derſelben berührenden Fragen ins Benehmen zu ſetzen 8 16. Alljährlich haben die Regierungs- und 
Halten fis in beſonderen Fällen eine Milwirkung diefer | Gewerberäthe nach Maßgabe der darüber erlaſſenen be⸗ 
Beamten bei den von ihnen vorzunehmenden Beſich⸗ ſonderen Vorſchriften einen das abgelaufene Kalender⸗ 
ligungen für erforderlich, fo haben fie ihre darauf ge⸗ jahr umfaſſenden Jahresbericht über ihre amtliche Thätig⸗ 
richteten Anträge bei dem zuſtändigen Regierungs⸗Prä⸗ keit zu erſtatten, welcher bis zum 1. März durch Ver⸗ 
ſidenten anzubringen. mittelung ihres unmittelbaren Vorgeſetzten dem Miniſter 


: ۲ N für Handel und Gewerbe vorzulegen ۰ 
8 13. Bei den Verhandlungen über die Geneh b 5 5 ۲ 
migung gewerblicher Anlagen ($ 16 ff. der Gewerbe⸗ 15 Dem یب‎ Nee 0 bis zum 
Ordnung) haben auf Erſuchen der Bezirksausſchüſſe olle „ Januar IN en Jahres von den mit ber erwaltung 
Gewerbe - Aufſichtsbeamten, auf Erſuchen der Kreis der Gewerbe⸗Inſpektionen feines Bezirkes beauftragten 
(Stadt) Ausſchüſſo ſowie der zufländigen Magiſtcate fee 8 ۳ اب‎ 195 105 an einer 
(tollegialiſchen Gemeinde⸗Vorſtände) die Gewerbe⸗Inſpek⸗ egen ۳ 5 ۳ و رن یی‎ 9405 115 ۳ 
toren und deren Aſſiſtenten mitzuwirken. Das Gleiche denselben ch 9 7 Bir ری‎ obli 0 ) 0 ی‎ 
gilt für die Lezteren hinſichllich der Anlegung von 5 5 den fü N serî 7 5 9 zes 
Dampfkeſſeln (S 24 a. a. O). und zwar in den für die Jahresberichte der Regierungs⸗ 


Sr 1 5 : „und Gewerberäthe vorgeſchriebenen Abtheilungen ein 
Im Uebrigen findet auf die Zuziehung der Ge⸗ Jahresbericht zu erflatten. 


werbe Aufſichtsbeamten durch die Bezirks⸗ und Kreis: Ueber den von den Gewerbe⸗Inſ ۲ 

1 re ⸗Inſpektoren in Bes 
Ausſchuſſe zu den Geſchäften der Allgemeinen Landes- treff der Prüfung der Dampfteſſel zu erſtattenden Jahres» 
verwaltung der Erlaß vom 9. Mai 1874, die Zuziehung bericht iſt im 9 39 der Anweiſung, betreffend die Ges 
Koͤniglicher Beamten Seitens der Krets⸗Ausſchüſſe und nehmigung und Untersuchung der Dampfkeſſel vom 16 
Verwaltungsgerichte bei Erledigung von Geſchäften der März 1892 Beſtimmung getroffen r 
Allgemeinen Landesverwaltung betreffend, Anwendung. 9517. Die v chenden Beſti mmungen- finden 


die ام‎ 15 Werden die Gewerbe Ruffichtsheamten durch auf die der Bergverwaltung unterſtellten Betriebe keine 
1. als Sa chverſtändige دی پب‎ Sie یی‎ an Stelle der Dienſtanweiſung 

1 8 1 1 ۹ ür die Gewerberäthe vom 24. Mai 1879 und der für 

a 0 des Wohnortes zu vernehmendeſdie Regierungsbezirke Düſſeldorf und Arnsberg erlaſſe⸗ 
3. als Zeugen über Umſtände, auf welche ſich ihre 0 8 ی 2 و‎ 0 EN 

Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit bezieht, _ 5 In denjenigen Regierungsbezirken, in denen ۶ 
herangezogen, fo haben fie ۲۲ Dienſtbe. derbe⸗Inſpektionen noch nicht errichtet find, findet bis 
hörde unter Angabe des Gegenſtandes der Vernehmung zur Errichtung von Gewerbe⸗Inſpektionen Ber 9 13 mit 
und unter Darlegung der Gründe, welche etwa im Dienſt der Maßgabe Anwendung, daß die Regierungs⸗ und 
intereſſe die Vernehmung als unzuläſſig oder nachtheilig Gewerberäthe auch durch die Kreis⸗ (Stadt) Ausſchüſſe 
erſcheinen laſſen, ſofort SIEGE zu machen, damit die fomte durch die zuſtändigen Magiſtrate und kollegialiſchen 
vorgeſetzte Behörde rechtzeitig, d. h. vor dem Termin, chemeinde⸗Vorſtände zu den Verhandlungen über die Ge: 
ی‎ e de nehmigung gewerblicher Anlagen, ſowie zu Geſchäften 

en Falles für die gehörige Vertretung des Der der : we 
ladenen während der Terminddauer ſorgen kann. ی فا‎ Landesverwaltung zugezogen werden 

Diele Anordnung erſtreckt ſich auch auf die Fälle, Berlin, den 23. März 1892. 
in denen die Beamten durch einen Angeklagten unmittel⸗ Der Miniſter für Handel und Gewerbe. 
bar vorgeladen werden follten. Freiherr von Berlepſch. 

Die ſelbſtſtändige Uebernahme von Neben Berorduungen und Betanntmachungen‏ .15 و 
arbeiten gegen Vergütung irgend welcher Art iſt den der Provinzial⸗Behörden ۰‏ 
Gewerbe⸗Aufſichtsbeamten unterfagt. Die Erlaubnis zu 2) Bekanntmachung.‏ 

Nebenarbeiten kann indeſſen — vorausgeſetzt, daß die In Gemäßheit der Vorſchrift des § 21 der ۴ 
dem Beamten obliegenden amtlichen Geſchäfte dies über⸗ vinzialordnung vom 29. Juni 1875 und im Anſchluſſe 
haupt zulaſſen — durch den Regierungs⸗Präſidenten an die dleſſeilige Bekanntmachung vom 28. Mai 1888 
ertheilt werden, wenn die Uebernahme ſolcher Neben⸗ bringe ich zur öffentlichen Kenntniß, daß von dem Kreis- 


u اا‎ 


tage des Kreiſes Tuchel an Stelle des verſtorbenen Pro⸗ durch Tafeln als ſolches erſichtlich gemacht iſt, iſt 
vinzial⸗Landtags⸗Abgeordneten. Kaufmanns J. C. Schmidtſ verboten. 


zu Tuchel, der Königliche Oekonomie ⸗Rath Aly zu Gr. 
Klonia für den Reſt der Wahlperiode 
Provinzial⸗Landtagsabgeordneten gewählt worden iſt. 
Danzig, den 26. März 1892. 
Der Oberpräſident. 


3) Polizei⸗Verorduung. 


Auf Grund der §§ 136 und 137 des Geſetzes und erforderlichen Falles 
Juli ſpruchenden Schadens, mit Geldbuße 
Vor⸗ im Unvermögensfalle mit verhältnißmäßiger Haft beſtraft, 
§ 6ſinſoweit dieſelben nicht nach den allgemeinen ſtrafrecht⸗ 


über die allgemeine Landes verwaltung vom 30. 
1883 (Geſetz⸗»Sammlung S. 195 fly.) wird unter 
behalt der Zuſtimmung des Provinzialroths gemäß 


1888/93 zum nungen iſt der Strompolizei⸗Beamte befugt, 


8 4. Bei Zuwiderhandlungen gegen feine Anord⸗ 
ſofort die 
nöthigen Veranſtaltungen zu treffen und die hieraus 
entſtehenden Koſten, falls dieſelben nicht auf der Stelle 
entrichtet werden, durch Abpfändung zu decken. 

8 5. Zuwiderhandlungen gegen obige Vorſchriften 
werden, abgeſehen von dem Erſatz des etwa verurſachten 
im Rechtswege zu Deane 
bis zu 60 Mk, 


des Geſetzes über die Polizei⸗Verwallung vom 11. Märzſlichen Beſtimmungen mit härteren Strafen zu ahnden find. 


1850 (Geſetz⸗Sammlung Seite 265) behufs Echaltung 
der Ordnung, Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs 
auf der Weichſel bei Fordon gelegentlich des Baues der 
neuen Elſenbahnbrücke daſelbſt, ſowie zur Verhütung 
von Gefahr für die Baugerüſte und den Brückenbau 
nachſtehende Poltzei⸗Verordnung erloſſen: 

§ 1. Alle die Weichſel ſtromab 


Danzig, den 30. März 1892. 
Der Chef der Strombauverwaltung, 
Ober⸗Präſident 
taatsminiſter 
gez. von Goßler. 


4) Der Herr Oberpräſident der Provinz Weſtpreußen 


8 ſchwvimmenden hat dem Curatorium des Diakoniſſen⸗Krankenhauſes in 
Fahrzeuge und Flöße müſſen vom 15. April 1892 abſ Danzig die 


Genehmigung ertheilt, eine Hauskollekte in 


bis auf Weiteres in der Nähe von Fordonnek und gwar der Zeit vom 1. April 1892 bis Ende März 1893 bei 
an der am linken Ufer mit einer Bake und preußiſcher[den Bewohnern der Provinz Weſtpreußen abzuhalten; 
Fahne bezeichneten Stelle, etwa 1800 m vor der Brücken⸗ die Kollekte wird 


baulinie, halten und dürfen ihre Fahrt unter keinen 
Umſtänden fortfegen, ehe durch den daſelbſt angeſtellten 
Strompolizei⸗Beamlen die Erlaubniß hierzu ertheilt ۰ 
Die Fahrt von dieſer Stelle abwärts bis hinter die 
Brückenbauſtelle erfolgt, um Beſchädigungen der Baus 
gerüfle und Gefahr für den Bau der Brücke zu ver⸗ 
meiden, lediglich nach beſonderer Anweiſung dieſes 
Beamten und unter Anwendung der von demſelben ans 
zuordnenden Vorſichtsmoßregeln. Den Anordnungen des 
Strompolizei⸗Beamten und feiner Gehülfen iſt unweiger⸗ 
lich Folge zu leiſten. 

Die Fahrt durch die Brückenbauſtelle findet nur 


im II. Quartal 1892 
in den Kreiſen Schwetz und Marienwerder links 
der Weichſel, 
im III. Quartal 1892 
in den Kreiſen Culm und Marienwerder rechts 
der Weichſel, 
im IV. Quartal 1892 
in den Kreiſen Graudenz, Stuhm, Rosenberg, ما‎ 
Konitz, Brieſen, Thorn und Schlochau, 
im J. Quartal 1893 
in den Kreiſen Dt. Krone, Flatow, Löbau 
und Strasburg 


bei Tage zwiſchen Sonnenaufgang und Sonnenunter⸗ durch polizeilich legitimirte Erheber eingeſammelt werden. 


gang ſtatt. 
Die Dampfſchiffe haben zur Verhütung des Wellen⸗ 


ſchlages die Stromſtrecke 400 m auf- und abwärts der 5) 


Brückenbauſtelle in langſamſter Fahrt zurückzulegen. 


8 2. Alle Fahrzeuge und Flöße, welche ihr Reiſe⸗ der 


Marienwerder, den 23. März 1892. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
Bekanntmachung. 
Folgende Nachträge II und III zu dem Statute 
Nürnberger Lebensverſicherungsbank nebſt den zu⸗ 


ziel zwiſchen dem im § 1 bezeichneten Haltepunkt und gehörigen miniſteriellen Genehmigungsurkunden werden 


der Brückenbauſtelle erreichen, müſſen daſelbſt ſofort anſunter Bezugnahme auf 
ſicher befeſtigt werden, vom 


das Ufer legen und an demſelben 
ſo daß ein Losreißen unmöglich iſt. 

Bei etwa beabſichtigter Fortſetzung der Reiſe ſolcher 
Fahrzeuge und Flöße darf die Befeſtigung derſelben am 
Ufer nicht ohne vorherige rechtzeitige Benachrichtigung 
des Strompolizei:Beamten, fo daß derſelbe die für die 
Weiterfahrt anzuwendenden Vorſichtsmaßregeln anordnen 
kann, gelöft werden. 

§ 3. Die Benutzung der Baugerüſte zum An⸗ 
legen, Durchziehen ꝛc. ſowie das Anlegen der Fahrzeuge 


meine Amtsblattsbekanntmachung 
24. Mai 1888 (A.⸗Bl. S. 161) hiermit zur oͤffent⸗ 
lichen Kenntniß gebracht. 
Marienwerder, den 30. März 1892. 
Der Regierungs⸗Präſident. 


Statut⸗Nachtrag II. 
In der ordentlichen General⸗Verſammlung vom 
30. April 1890 wurden folgende Statut⸗Aenderungen 
beſchloſſen und von der Hohen Königlich Bayeriſchen 
Staatsregierung mittelſt Verſügung von: 7. Dezember 


und Flöße an die Uferſtellen langs der Weichſel, ſoweit 1890 genehmigt: 


das angrenzende Land von der Eiſenbahn⸗Verwaltung 
zum Zweck der Lagerung von Materialien gepachtet und 


a. Zu § 1 der Wegfall des zweiten Abſatzes bes: 
ſelben, beginnend mit den Worten: „Die Ver⸗ 
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ſicherunz bezüglich der Invalidität bleibt ausge⸗ 
ſchloſſen“ und endigend mit dem Worte „beſteht.“ 
„Zu 8 18 Abſatz 3, daß die Friſt, innerhalb welcher 
die Direktion dem Anfſſichtsrathe der Bank die 
Jahresrechnung, Inventur und Bilanz für das 
jeweils letzte Geſchäftsjahr zur Prüfung zu über⸗ 
geben hat, nicht mehr drei, ſondern vier Monate 
nach Verfluß des letzten Geſchäftsjahres betragen ſoll. 
c. Zu § 35 Abſatz 2 (die nach Deckung der ge⸗ 
ſammten Jahresausgabe bei Auſſtellung der Jahres⸗ 
rechnung und Bilanz zurückzuſtellenden und abzu⸗ 
ſchreibenden Beträge betreffend), daß die Beſtimmung 
sub. littera b. fortan wie folgt lauten ſoll: „Die 
Reſerve zur Deckung der angemeldeten, aber noch 
nicht berichtigten Schäden, und zwar bei Lebens⸗, 
Ausſteuer⸗ und Leibrenten⸗Verſicherungen in Hoͤhe 
der angemeldeten Beträge, bei Unfall⸗Verſicherungen 
dagegen die nach einer angemeſſenen Schätzung 
des wahrſcheinlichen Ergebniſſes für jeden Einzel: 
fall zu berechnende Schadenreſerve.“ 
Für die Richtigkeit des Vorſtehenden 
Nürnberg, den 9. Dezember 1891. 
Nürnberger Lebens verſicherungs⸗Bank. 
Die Direktion 
Ed. Grumme L. Johann 
Direktor. Prokuriſt. 


Den in dem vorſtehenden Nachtrage II zuſammen⸗ 
geſtellten, in der Generalverſammlung vom 36. April 
1890 beſchloſſenen und Seitens des Königlich bayeriſchen 
Staatsminiſteriums des Innern unter dem 7. Dezember 
1890 genehmigten Abänderungen des 


Statuts der Nürnberger Lebens⸗Verſicherungs⸗ 
Bank in Nürnberg 


wird die in der Konceſſion zum Geſchäftsbetriebe in 
Preußen vom 25. Februar 1888 vorbehaltene Genehmi⸗ 
gung hierdurch ertheilt. 
Berlin, den 2. März 1892. 
(L. S.) 
Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage: gez. Haaſe. 
Genehmigungsurkunde. M. D. J. I. A. 1887. 


Statut⸗Nachtrag III. 
In der ordentlichen General⸗Verſammlung vom 
26. Mai 1891 ſind folgende Aenderungen des Statuts 
und der demſelben beigeſügten Formulare für Dividen⸗ 
den⸗Scheine zu Actien (0) und für Dividenden⸗Schelne 
zu Interimsſcheinen (1) beſchloſſen und vom Königlich 
Bayeriſchen Staatsminiſterium, Abtheilung für Land: 
wirthſchaft, Gewerbe und Handel, mittelſt Verfügung 
vom 16. Juli 1891 genehmigt worden: 
a. Zu § 36 Abſatz 3 (die Bilanzirung ſämmtlicher 
Acliva und Paſſiva beim Jahresabſchluſſe be⸗ 


treffend), daß die Beſtimmung sub littera B, lc. 


fortan wie folgt lauten fol: „Die Schaden⸗Re⸗ 


ſerve zur Deckung aller angemeldeten, am Schluſſe 
des Jahres noch nicht berichtigten Schäden, und 
zwar bei Lebens⸗, Ausſteuer⸗ und Leibrenten⸗ 
Verſicherungen in voller Höhe der angemeldeten 
Beträge, bei Unfall⸗Verſicherungen dagegen mit 
den nach angemeſſener Schätzung de8 majtfbeins 
lichen Ergebniſſes für die einzelnen Falle zu be⸗ 
rechnenden Beträgen.“ 

b. Der § 44 ſoll fortan wie folgt lauen: „Die Bes 
kanntmachungen der Geſellſchaft erfolgen durch: 
1. den Deutſchen Neichs⸗Anzeiger, 

2. den Fränkiſchen Kurier (Nürnberg), 
3. die Frankfurter Zeitung, 
4. die Leipziger Zeitung. 


Dem Aufſichtsrathe ſteht das Recht zu, an 
Stelle der unter 2 bis einſchließlich 4 benannten 
Blätter andere zu wählen, deren Benutzung an 
Stelle der erſteren jedoch erſt nach Eintragung 
des betreffenden Beſchluſſes in dem Geſellſchafts⸗ 
Regiſter des Königlichen Landgerichts Nürnberg 
gültig ſtattfinden kann. Auch muſſen die Bes 
kanntmachungen der Geſellſchaft fer mindeſtens 
in einer bayeriſchen Zeitung ſowie in denjenigen 
außerbayeriſchen Staaten, wo die Geſellſchaft Ge⸗ 
ſchäfte betreibt, in den ihr etwa für die Publi⸗ 
kationen daſelbſt behördlich vorgeſchriebenen Blättern 
erfolgen.“ 

c. die Vorderſeite des dem Statut in deſſen Anlagen 
sub. C. und F. beigedruckten Actien⸗Dividenden⸗ 
ſchein⸗Formulars und Dividendenſchein⸗Formulars 
zu den Interimsſcheinen ſoll fortan wie folgt 
lauten: 

„Dividendenſchein zur Ackie o. 5 
Gegen Rückgabe dieſes Scheines erhält der Ein⸗ 
lieferer deſſelben die auf vorſtehend bezeichneten 
Actie für das Jahr betreffende Divi⸗ 
dende nach veröffentlichter Feſtſtellung derſelben 
von der unterzeichneten Actlen⸗Geſellſchaft aus⸗ 
bezahlt. 
TI Er again des 

Nürnberger Lebensverſicherungs⸗Bank. 
Der Aufſichtsrath: Die Direktion: 

(Unterſchrift des Vorſitzenden) 


Direktor. Stellv. Direktor.“ 
„Dividendenſchein zum Interimsſchein No. ۰ 
Gegen Rückgabe dieſes Scheines erhält der Ein: 
lieferer deſſelben die auf den vorſtehend bezeichneten 
Interimsſchein für das Jahr treffende 
Dividende nach veröffentlichter Feſtſtellung ber’ 
ſelben von der unterzeichneten Aclien⸗Geſellſchaft 
ausgezahlt. 
. ee ee 

Nürnberger Lebensverfiherungs:Banf. 
Der Aufſichtsrath: Die Direktion: 
(Unterſchrift des Vorfigenden) 


۰ . Direktor. Stellv. Direktor.“ 
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Für die Nichtigkeit des Vorſtehenden: 
Nürnberg, den 9. Dezember 1891. 
Nürnberger Lebens verſicherungs⸗Bank. 
Die Direktion: 
Ed. Grumme. L. Johann. 
Direktor. Prokuriſt. 


Den in oem vorſtehenden Nachtrage IU zuſammen⸗ 
geſtellten, in der Generalverſammlung vom 26. Mai 


theilt, welche bisher ſämmtlich zum Landbeſtellbezirke des 
Poſtamts in Schloppe gehörten. 
Bromberg, den 29. März 1892. 
Der Kaiſerliche Ober⸗Poſtdirektor. 
Urkunde 
betreffend die Theilung des Kirchſpiels 
Plutowo. 


1 0) 


Mit Genehmigung des Herrn Miniſters der geiſt⸗ 


1891 beſchloſſenen und Seitens des Königlich Bayerifchen lichen, Unterrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten und 
Staatsminiſteriums des Innern unter dem 16. Juli des Evangeliſchen Ober⸗Kirchenraths ſowie nach Anhörung 


1891 genehmigten Abänderungen des 


der Betheiligten wird unter Abänderung der Erektions⸗ 


Statuts der Nürnberger Lebens-⸗Verſicherungs⸗ Urkunde vom 19.27. November 1889 (Amtsblatt der 


Bank in Nürnberg 


Königlichen Regierung zu Marienwerder pro 1889 S. 350) 


wird die in der Konceſſion zum Geſchäftsbetriebe in von den unterzeichneten Behörden Folgendes feſtgeſetzt: 


reußen vom 25. Februar 1888 vorbehaltene Genehmi⸗ 
gung hierdurch erlheilt. 
Berlin, den 2. März 1892. 
L. S.) 
Der Miniſter des Innern. 
Im Auftrage: gez. Haaſe. 
Genehmigungsurkunde. M. D. J. I. A. 1887. 
6) Dieſer Nummer des Amtsblatts iſt ein Exemplar 
der Statuten (Nebengeſetz) der „Mutual Life Insurance 
ompany“ zu New Pork mit vorgedruckter Genehmigungs⸗ 
urkunde des Herrn Miniſters des Innern beigeſügt, 
worauf unter Bezugnahme auf meine Bekanntmachungen 
dom 28. December 1886 (Amisblatt pro 1887, Stück 1 
Artikel 9) und 22. November 1889 (Amtsblatt Stück 48 
۲۱۱۲۵۲ 4) hierdurch hingewieſen wird. 
Marienwerder, den 28. März 1892. 
4 Der Reglerungspräſident. 
7) Dem emeritirten Lehrer Tandecki in Schlagen⸗ 
thin, Kreis Konitz, iſt die Erlaubniß ertheilt, im dies⸗ 
eitigen Bezirk als Hauslehrer zu fungiren. 
Marienwerder, den 25. März 1892. 
Königliche Regierung, 
3 Abtheilung für Kirchen: und Schulweſen. 
80 Dem Fräulein Ottilte Werner in Rehden iſt die 
Erlaubniß ertheilt, die von dem Pfarrer Schäfer in 
lebden eingerichtete Privatſchule für Mädchen weiter zu 
eiten und in derſelben zu unterrichten. 
Marienwerder, den 26. März 1892. 
Königliche Regierung, 
Abthꝛilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 


ور رازه )9 


8 1. Das Kirchſpiel Plutowo wird in zwei ge: 
ſonderte Kirchengemeinden, welche als matres conjunctae 
unter einem gemeinſamen Pfarrer verbunden werden, 
in der Weiſe getheilt, daß 

a. bei dem Kirchſplel Plutowo die evangeliſchen Be⸗ 
wohner der Ortſchaften Plutowo, Kielp, Dorpoſch, 

Königlich und Adlig Kiewo, Koſſawißna, Schön⸗ 

born, Golotti und Glodowo verbleiben, während 

b. der neuen Kirchengemeinde Klein Trebis die evan⸗ 
geliſchen Bewohner der Ortſchaften Klein Trebis, 

Baierſee, Groß und Adlig Trzebez, Napolle, Baum⸗ 

garth, Stablewitz, Dorf und Domäne Unislaw 

zugewieſen werden. 
§ 2. Zum Amtsſitz des Pfarrers wird das 
Anſiedelungsgut Adlig Kiewo beſtimmt. 

Die 8٩ 2, 4 und 5 der Erektions⸗Urkunde vom 
19./27. November 1889 werden aufgehoben. 

§ 3. Gegenwärtige Urkunde tritt mit dem achten 
Tage nach erfolgter Veröffentlichung derſelben im Amts⸗ 
blatt der unterzeichneten Regierung in Kraft. 

Danzig, den 15. ی‎ 1892, 


(L. 8.) 
Königliches Kae der Provinz Weſtpreußen. 


eyer. 
Marienwerder, den 28. März 1892. 
Königliche Regierung, 
Abtheilung für Kirchen⸗ und Schulweſen. 
Sch weder. 
Bekanntmachung. 
Zuſolge Auftrags des Herrn Finanz⸗Miniſters 
wird hierdurch folgender Veſchluß des Bundesraths vom 


Am 1. April tritt in dem bieher zum Landbeſtell⸗ 18. Februar d. J. zur öffentlichen Kenntniß gebracht: 


bezirk des Poſtamts in Schloppe gehörigen Orte Eich⸗ 
0 
eutſch⸗Krone)“ führt. 


ſchen 


Schloppe und Eichfter bereits beſtehende Landpoſt⸗‏ یچ 


in folgender Weiſe: 
L. 8° Schloppe 640 
11 ° Eichfier (Kr. Dt. Krone) Ag. 5 5 
۳ Dem Landbeſtellbezirk der Poſtagentur in Eichſier 
e. Dt. Krone) find 25 Abbauten von Eichſier zuge⸗ 


Die Nummer 19a der Ausführungsvorſchriften A 


Bier eine Poſtagentur in Wirkſamkeit, welche im poſt⸗ zu dem Geſetze, betreffend die Erhebung von Reichs⸗ 
enſtlichen Verkehr die zuſätzliche Bezeichnung „(Treisſſtempelabgaben (Centralblatt für das deulſche Reich für 


1885 Seite 417 und für 1886 Seite 32), erhält 


Ihre Poſtverbindung erhält dieſelbe durch die zwi⸗ folgenden weiteren Zuſatz: 


„Iſt auf den Looſen oder Spielausweiſen ein 
Preis nicht angegeben, ſondern wird dieſer von 
den Abnehmern zugleich wit der Vergütung ſür 
ſonſtige Leiſtungen in einem ungetrennten Betrage 
bezahlt, ſo hat der Unternehmer in der bei der 
Steuerbehörde einzureſchenden Anmeldung anzu: 
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geben, welcher Theil von jenem Betrage auf die 
Looſe oder Spielausweiſe fällt. Gleiches gilt in 
den Fällen, in welchen eine Aushändigung be⸗ 
ſonderer Looſe oder Spielausweiſe nicht ſtattfindet, 
ſondern die Beſcheinigung über die geleiſtete Ver⸗ 
gütung (Eintrittskarte ꝛc.) zugleich als Loos oder 
Spielausweis dient. Der auf die Looſe oder 


der daſelbſt genannlen Gegenſtände mindeſtens 
verwendet ſein müſſen, um letztere mit dem An⸗ 
ſpruch auf Abgabenvergütung ausführen zu können 
und iſt hiernach die im § 3 der eingangser wähnten 
Beſtimmungen vorgeſchriebene Verſicherung ab⸗ 
zugeben. 

Die beſonderen, für die Verwaltungsbezirke der 


Spielausweiſe zu rechnende Betrag darf nicht Provinzial⸗Steuer⸗Direktoren zu Altona und Hannover 
geringer ſein, als der Werth der Gewinne. Wird hinſichtlich der Ausfuhr von geſalzenem Fleiſch und Speck 
die Angabe von dem Unternehmer überall nicht auf Kriegsſchiffen der Kaiſerlichen Marine durch Vers 
oder in nicht befriedigender Weile gemacht, fo ſteht fügung vom 27. Juni 1891 Ul. 8980 erlaſſenen Bors 


es der Steuerbehörde frei, den auf die Looſe oder ſchriften bleiben in Kraft. 


Spieleinlagen zu rechnenden Betrag nach eigenem 

Ermeſſen feſtzuſetzen. 

Danzig, den 25. März 1892. 

Der Provinzial⸗Steuer⸗Direktor. 
12) Ruch Bekanntmachung 
a 

währung der Abgabenfreiheit für Salz, welches nicht 
unter ſtehender Controle zum Einſalzen, Einpökeln 2c. 
von Gegenſtänden verwendet worden iſt, die ausgeführt 
werden (Anlage III der Ausführungsbeſtimmungen zum 
Salzſteuergeſetze) haben die oberſten Landes⸗Finanzbe⸗ 
hörden zu beſtimmen, für welche Gegenſtände und nach 
welchen Normen eine Erſtattung der Salzabgabe zu ge⸗ 
währen iſt. Neuerdings angeſtellte Ermittelungen haben 
ergeben, daß die für einzelne Verwaltungbezirke hin⸗ 
ſichtlich der Fleiſchwaaren bisher feſtgeſetzte Salzabgaben⸗ 
vergütung zu hoch bemeſſen iſt und daß die Ausfüh⸗ 
renden durch die in den Ausfuhranmeldungen abgegebene 
wahrheitswidrige Verſicherung, daß zum Einſalzen der 
betreffenden Gegenſtände eine der feſtgeſetzten Ausfuhr⸗ 
vergütung entſprechende Menge Salz wirklich verwendet 
worden ſei, ſich eine ihnen beſtimmungsmäßig nicht 
zukommende Abgabenvergütung verſchafft haben. 

Zur Vermeidung derartiger Vorkommniſſe hat der 
Herr Finanzminiſter unter Aufhebung der in dieſer 
Beziehung bisher erlaſſenen Vorſchriften für den Umfang 
der Monarchie folgendes beſtimmt: 

1. Eine Erſtattung der Salzabgabe für das nicht 
unter ſtehender ſteuerlicher Controle verwendete 
Salz wird gewährt bei der Ausfuhr von 
a) gepökeltem Fleiſch und Speck, geſalzenem oder 


geräuchertem Schinken und Speck auf 100 kg 3 ¼ %% Littr. O Nr. 


Nettogewicht für 7 kg Salz, 

b) geſalzener oder geräucherter Wurſt auf 100 kg 
Nettogewicht für 3 kg Salz. 

. Die im 8 2 der eingangserwähnten Beſtimmungen 


Danzig, den 25. März 1892. 
Der Provinzial⸗Steuer⸗Dlrektor. 
Bekanntmachung. 
In Mewe iſt eine Stempel⸗Diſtribution errichtet 
und ihre Verwaltung dem Kaufmann Caſimir von 


13) 


§ 1 der Veſtimmungen, betreffend die Ge- Bartkoweki dafelöft widerruflich übertragen worden. 


Danzip, den 25. März 1892. 
Der Provinzial⸗Steuer⸗Direktor. 
14) Aufkündigung von Pfaudbriefen des 
Danziger Hypotheken ۰ 
Folgende heute ausgelooſte Pfandbriefe 
5% Littr. A Nr. 491, 596, 2287, 2418, 2419, 
2422, 2915, 2960. 


„ BNr. 1, 2018, 2160, 2320, 2647, 
3015, 3046, 3662, 4398, 4766, 
4837, 4862, 5109. 

„ CR. 698, 767, 1170, 1396, 1534, 
1743, 2255, 2857, 3085, 3468, 
3588, 3651, 3969, 4099, 4258, 
4333, 4391, 4501, 4609, 4649, 
4688, 4766, 4834, 4835. 

4½% Littr. HNr. 214, 277, 1105, 1111, 1119. 
„ G Nr. 849, 936, 1050, 1242, 1253. 
4% Littr. J Nr. 113. 

„ P Nr. 148, 185, 300, 327, 328, 
600, 628, 713, 848, 960, 
1010, 

„ I Nr. 85, 120, 455, 499, 552, 
601, 782. 

„ Dec. 127, 198, 256, 318, 552, 
667, 714. 
301. 

„ NNr. 250. 

„ Mr. 41, 50, 103, 140, 

T ET SOS 
149, 151. 


„Die oben unter Ziffer 1 angegebenen Salzmengen 


getroffenen Anordnungen beziehen ſich nur auf ſolche werden ihren Inhabern hiermit zum 1. Juli 
Perſonen, welche die vorgenannten Gegenſtände 1892 gekündigt, mit der Aufforderung, von da 
in der angegebenen Weiſe in größeren Anſtaltenſab deren Nomtnalbetrag entweder hier bei uns 
zur Ausfuhr bereiten; dieſe Anordnungen finden oder in Berlin bei der Preuß. Hypotheken⸗Verſiche⸗ 
mithin keine Anwendung, wenn die Gegenſtände rungs⸗Aktien⸗Geſellſchaft oder in Königsberg i. Pr. 
von Perſonen, welche fle in ihren Haushaltungen bei Herrn Friedrich Laubmeyer oder in Marien⸗ 
bereitet haben, an Aufkäufer abgelaſſen werden, werder bei Herrn M. Hirſchfeld, während der üblichen 
und demnächſt durch dieſe zur Ausfuhr gelangen. Geſchäftsſtunden baar in Empfang zu nehmen. 

Die vorbenannten Pfandbriefe ſind nebſt den zu⸗ 
find zugleich diejenigen, welche bei der Bereitung gehörigen nach obigem Verfalltage fällig werdenden 
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Coupons und Talons in coursfähigem Zuſtande abs lichen dieſſeitigen Stationen weſtlich von Jablonowo und 
zuliefern; der Betrag der etwa fehlenden Coupons wird Güldenboden ein ermäßlgter Ausnahmetarif mit direkten 
von der Einlöſungs⸗Valuta in Abzug gebracht. Frachtſätzen zur Einführung. 

Die Verzinſung der vorbezeichneten gekündigten Druckſlücke dieſes Tarifs können durch Vermitte⸗ 
Pfandbriefe hört mit beſagtem Verfalltage auf und wird lung der ſämmtlichen Fahrkarten⸗Ausgabeſtellen unſeres 
in Betreff ihrer Valuta und event. wegen ihrer gericht: Bezirks zum Preiſe von 0,10 Mk. für das Stück be⸗ 
lichen Amortiſation nach § 28 unſeres Statuts vers zogen werden. 
fahren werden. Bromberg, den 30. März 1892. 

Reſtanten von früheren Looſungen ſind: Königliche Eiſenbahn⸗Direklion. 


5 % ige bi 2265, 2533. 
5% ige Littr. 1 2265, 2533 Bekanntmachung. 


„ Br. 4187, 4919, 
„ Cr. 325, 477, 793, 2678, 4577, Für die in der nachſtehenden Zuſammenſtellung 
4611, 4752, 4852, 4898, 4979. näher bezeichneten Thiere und Gegenſtände, welche auf 


16) 


4¼½ % ige Littr. HNr. 201. den daſelbſt erwähnten Ausſtellungen ausgeſtellt werden 
„ G Nr. 62, 199, 329. und unverkauft bleiben, wird eine Frachtbegünſtigung in 
4% ige Littr. FNr. 149, 150, 218, 572, 1061, der Art gewährt, daß nur für die Hinbeförderung die 


volle tarifmäßige Fracht berechnet wird, die Rückbe⸗ 
förderung an die Verſandſtation und den ۲ 
aber frachtfrei erfolgt, wenn durch Vorlage des urſprüng⸗ 
lichen Frachtbriefes bezw. des Duplikatbeförderungsſcheines 
für den Hinweg, ſowie durch eine Beſcheinigung der 
dazu ermächtigten Stelle nachgewieſen wird, daß die Thiere 
bezw. Gegenſtände ausgeſtellt geweſen und unverkauft ge⸗ 
blieben find, und wenn die Rückbeförderung innerhalb 
Die Direktion. Weiß. der unten angegebenen Zelt ſtattfindet. 
15) Mit Giltigkeit vom 1. April 1892 bis 30. Juni In den urſprünglichen Frachtbrlefen bezw. Duplikat⸗ 
1892 kommt im Galiziſch⸗Norddeulſchen Getreide⸗Verkehr Beförderungsſcheinen für die Hinſendung iſt ausdrücklich 
für Mais in Wagenladungen von 10 000 kg zwiſchen zu vermerken, daß die mit denſelben aufgegebenen Sen⸗ 
Stationen der K. K. Oeſterr. Staatsbahnen und ſämmt⸗ dungen durchweg aus Ausſtellungsgut beſtehen: 


1209, 1636, 2031. 
188, 265, 302, 
619, 744, 1001. 
„ D Nr. 366, 502, 791, 
3¼ % ige Littr. N Nr. 35, 82, 127, 
„ M Nr. 41. 
„ Ik; 2, 35. 
Danzig, den 14. März 1892. 


„ E Nr. 350, 371, 


1109, 1135. 
300. 


Die Frachtbegünſtigung Zur Ausfer- Die Rück⸗ 

wird gewährt tigung der beförderun 
Art der Austellung. Ort. Zeit. gewäh Befgeinte muß erfol ix 

auf den | gung find 5 12 10 

für Strecken der ermächtigt: nnerha 

—ůů—— ——— [ äü — — ۰ 
1. @eflügel: und Kaninchen⸗ Potsdam | 1. bis 4. Thiere, ſowie Preußiſchen Aus: 14 Tagen 5 
Ausſtellung April d. J.][Geräthe, gutters Staatsbahnen] ſtellungs; 2 
ütel und ۶ Commiſſion = 
zeugniſſe der 3 
Geflügel: und — 
Kaninchenzucht | ۷ 
2. Bartenbau : Ausſtellung,] Karlsruhe 16. bis 25 Erzeugniſſe, Preußiſchen deßgl. 4 Wochen [7 
verbunden mit einer Aus⸗ April d. J. Maſchinen und Staatsbahnen = 
Stellung landwirthſchaft⸗ Geräthe des | und ۶ 57 

licher Maſchinen und Ge⸗ Gartenbaues bahnen inElſaß⸗ ۱ 
räthe ۲ und der Land⸗ Lothringen, 2 
۱ wirthihaft | 0۳ Main Ne 

Neckarbahn ۱ 


Bromberg, den 26. März 1892. 
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Bekanntmachung. 


Diaourch Erlaß des Herrn Ober⸗Präſidenten der Pro⸗ 
Ding Weſtpreußen vom 28. Januar d. 38. J.⸗No. 620 
O. P. iſt dem Kreiſe Graudenz die Genehmigung er⸗ 
theilt worden, an der Kreischauſſee von Graudenz nach 
der Culm'er Kreisgrenze bei Miſchke eine zweite Hebe⸗ 


zu erheben. 


Königliche Eiſenbahn⸗Direktion. 
ſtelle einzurichten und an derſelben Chauſſeegeld für eine 


halbe Meile nach dem Tarife vom 29. Februar 1840 


Außer den zum genannten Tarif gehörigen Be⸗ 
freiungen, ſind für die gedachte Hebeſtelle nachſtehende 
Erleichterungen bewilligt: 


a, 


b. 


18) 
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den Paſſanten aus Rudnik, welche den bei 8,080 [des Allerhöchſten Privilegiums vom 1. November 1880 
Kin. links nach Rudnik abgehenden Weg benutzen, ausgegebenen Kreisanleiheſcheinen find behufs Amorti⸗ 


Chauſſeegeldfreiheit, ſation ausgelooſt worden: 

denjenigen Bewohnern der Ortſchaften des Kreiſes 4¼½ %% Anleihe IV. Emiſſion 

Graudenz, die zwiſchen Km. 8,10 und 10,7 die vom 1. Januar 1881. 

Chauſſee erreichen, eine Chauſſeegeld⸗Ermäßigung Littr. B. über 500 Mark Nr. 11, 44. 

in der Weiſe, daß dieſelben nur auf der Hinfahrt] Littr. C. über 200 Mark Nr. 10, 72, 126, 134. 
das Chauſſeegeld wie von beladenem Fuhrwerk Den Inhabern vorgedachter Anleiheſcheine werden 


nach dem Satze von einer halben Meile entrichten, die Kapitalien hierdurch mit der Aufforderung gekündigt, 
bei der Rückfahrt an demſelben Tage aber frei die Beträge gegen Einreichung der Anleiheſcheine vom 


bleiben. 1. Juli 1892 ab bei der hieſigen Kreis⸗Kommunal⸗Kaſſe 
Die Hebeſtelle iſt fertiggeſtellt und fin=|in Empfang zu nehmen. 
det die Erhebung des Chauſſeegeldes von Thorn, den 25. März 1892. 
ſoſort ſtatt. Der Kreis⸗Ausſchuß. 
Graudenz, den 30. März 1892. Krahmer. 
Der Kreis⸗Ausſchuß. 20) Anusweiſung von Ansländern aus dem 
Bekanntmachung. Reichsgebiete. 


Bei der am 17. Dezember 1891 für das Jahr Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 


; er z 1. Wenzel Burſa, Schuhmacher, geboren am 7. März 
1892 planmäßig bewirkten Auslooſung der Röſſeler N / 00 
Kreisanleiheſcheine ſind folgende Nummern gezogen 1862 zu Melnik, Böhmen, öſterreichiſcher Staats⸗ 


worden: angehöriger, wegen Bettelns, von der Polizei⸗Be⸗ 
III. Emiſſion. hörde zu Hamburg, vom 8. Februar d. J. 
L B r 20 % „ 2000 Mk.] 2. Franz Dell’ Angelo, Erdarbeiter, geboren im 
0. 1: 1080 Februar 1846 zu Urago d'Oglio, Provinz Brescia, 
1 * 2 5 Italien, italieniſcher Staatsangehöriger, wegen Bet⸗ 
„eee ee a ingehör 
۳ o E N To 2 aka S00 telns, vom Kaiſerlichen Bezirkspräſidenten zu Col⸗ 
۷/۹ ET 200 mar, vom 15. Februar d. J. 
1 . رحس نس‎ 3. Michael Dolinar, Bäckergeſelle, geboren am 15. 
IV. Eniſſon Sa. 3900 ۰ Auguſt 1847 zu Suſa, Bezirk Krainburg, Oeſter⸗ 
Litr. B. Nr. 43 ° 2000 Mi reich, ortsangehörig zu Frata, ebendaſelbſt, wegen 
. B. 0 42 : 8 0 a 2000 „ Landſtreichens, vom Königlich bayeriſchen Bezirks: 
وی‎ RYO: 2 amt Viechtach, vom 13. Februar d. J. 
7 : g و‎ 4. Franz Ebert, Kürſchner, geboren am 30. Januar 
و‎ 11 ۱ l 1 200 2 1838 zu Schlackenwerth, Bezirk Karlsbad, Do: 
4 I. ne ۲ : : e men, ortsangehörig zu Komotau, ebendaſelbſt, wegen 
2 1 ۷ 58 : ۰ ۰ ۲ 9 200 7 Landſtreichens, von der Königlich ſächſiſchen Kreis- 
7 ۰ * ۰ ۰ ۰ ۰ ۰ [7] 


I nl hauptmannſchaft Zwickau, vom 30. Dezember v. J. 
: „Sa. 6100 Mk.] 5. Franz Graf, Arbeiter, geboren am 22. Dezember 
Die ausgelooſten Kreisanleiheſcheine werden 1858 zu Les Matelles, Bezirk Montpellier, Frank⸗ 


hierdurch zum 1. Juli 1892 mit der Maßgabe gekün⸗ reich, franzöſiſcher Staatsangehöriger, wegen Land: 


digt, 


daß von dieſem Zeitpunkt ab die Zinſenzahlung ſtreichens, vom Kaiſerlichen Bezickspräſidenten zu 


aufhört und die nicht zurückgegebenen Zinsſcheine bei Colmar, vom 18. Februar d. J. 
der Rückzahlung des Kapitals in Abzug gebracht werden 6. Joſef Gürth, Schuhmacher, geboren am 18. Fe⸗ 


Die Einlöſung der obigen, als auch der früher bruar 1868 zu Kaaden, Bezirk Gabel, Böhmen, 


ausgelooſten und unerboben gebliebenen Ktels⸗Anleihe⸗ ortsangehörig zu Hennersdorf, ebendaſelbſt, wegen 


ſcheine 


Bettelns, vom Königlich preußiſchen Polizei⸗Prä⸗ 


I. Emiſſion ſidenten zu Berlin, vom 22. Januar d. J. 


Littera. B. Nr. 20. 2300 Mark. 7. Peter Hladky, Schuhmacher, 58 Jahre alt, orts⸗ 

۱ III. Emiſſion angehörig zu Batau, Bezirk Piſek, Böhmen, wegen 

Littera. E. Nr. 53 200 Mark. Bettelns, vom Königlich bayeriſchen Bezirksamt 
IV. Emiſſion Griesbach, vom 8. Februar d. J. 


Litera. B. Ne. 38 2000 Mark. 21 Perſonal⸗Chrontt. 


| 21) 
erfolgt bei der Kretekommunalkaſſe in Roffel und bei Der Regierungs⸗Aſſeſſor Dulon hlerſelbſt iſt zum 
dem Banquier Herrn Herrmann Theodor in Königsberg. Regierungsrathe ernannt worden. 


19) 


Biſchofsburg, den 18. Dezember 1891. Dem Kactaſterkontroleur Steuerinſpector Buſchik 
Der Kreis⸗-Ausſchuß des Kreiſes Röſſel. zu Kulm iſt bei feinem zum 1. April d. Js. erfolgten 
3 g. Uebertritte in den Ruheſtand der Charakter als Rech⸗ 

Von den zum Zwecke des Chauſſeebaues auf Grund lnungerath Allerhöchſt verliehen worden. 
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Des Kaiſers und Königs Majeſtät haben geruht, Die Lokalauſſicht über die evangeliſchen Schulen 
dem Oberamtmann Peters in Papau und dem Ober⸗ zu Altvorwerk, Blieſen, Czeplinken, Lindenthal, Maſſanken, 
amtmann Haß in Lippinken den Charakter als „Amts⸗Melno, Dorf Rehden, Königlich Rehwalde, Sellnowo 
rath“ zu verleihen. und Fürſtenau im Kreiſe Graudenz, ſowie Arnoldsdorf 

Der Regierungs⸗Secretär Steinig iſt vom 1. Aprilſim Kreiſe Briefen iſt dein Königlichen Kreisſchulinſpector 
d. Is. ab mit Penſion in den Ruheſtand getreten. Dr. Kaphan in Graudenz bezüglich der Schulen im 

Der ſeitherige Predigtamts⸗Kandidat Dito Papen Kteiſe Graudenz und dem Königlichen Kreisſchulinſpector 
brock iſt zum zweiten Prediger an der evangeliſchen Winter in Brieſen bezüglich der Schule in Arnoldsdorf 
Kirche zu Jaſtrow in der Diözeſe Deutſch Krone übertragen und der bisherige Lokalſchulinſpeckor, Pfarrer 
von dem Patronate berufen und von dem Königlichen Schäfer in Rehden, von dieſem Amte entbunden worden. 


Konſiſtorium beſtätigt worden. 


Perſonal⸗Veränderungen im Departement des 


Etatsmäßig angeſtellt find: a) als Poſtaſſiſtenten: Königl. Oberlandesgerichts zu Marienwerder 


die Poſtaſſiſtenten Thiel und Pfahl in Graudenz, 


pro Monat März 1892. 


Gützlaff in Marienwerder Wpr. und Mattern in Ernannt: 1. der Erſte Staatsanwalt Woytaſch bei dem 


Thorn ſowie der Poſtanwärter Kremke in Thorn; b) 
als Poſtverwalter: der Poſtanwärter Klawitter in 
Welßenburg Wpr. 

Zu Ober⸗Poſtaſſiſtenten ernannt ſind: der Poſt⸗ 
aſſiſtent Howe in Tiegenhof unter gleichzeitiger Ver: 
ſetzung nach Rieſenburg, ſowie die Poſtaſſiſtenten Heller 
in Graudenz, Meißner in Brieſen Wpr. und Straube 
in Mewe. 

Uebertragen Aft: die Vorſteherſtelle des Poſtamts 11 
1 Jablonowo Wpr. dem Poſtſecretär BUM pfe aus Neiden⸗ 
urg. 

N Ferner iſt, zunächſt probeweiſe, übertragen: eine 
Ober⸗Poſtſecre:ärſtelle in Dt. Eylau dem Poſtſecretär 
Supplitt aus Königsberg i. Pr. 

Verſetzt iſt: der Vorſteher des Poſtamts II in 
Jablonowo Wpr., Poſtſecretär Fleck, in gleicher Eigen: 
ſchaft nach Tiegenhof. 

Auf feinen Antrag tritt in den Ruheſtand: der 
Poſtverwalter Rohbeck in Gelens. 

Im Kreiſe Strasburg iſt der Königliche Ober⸗ 
förſter Graf Brühl zu Wilhelmsberg als Amtsvorſteher 
für den Amtsbezirk Wilhelmsberg beſtellt. 

Im Kreiſe Slrasburg iſt der Gutsverwaller Red⸗ 
mann zu Buczek als Amtsvorſteher und der Königl. 
Domänenpächter Feldt zu Domäne Dombrowken als 
a für den Amtsbezirk Niezywlenc 
eſtellt. 

Im Kreiſe Tuchel iſt der Königliche Förſter Vogel 
zu Wolfsgrund als Amtsvorſteher⸗Stellvertreter für den 
Amtsbezirk Summin beſtellt. 

Im Kreiſe Schlochau ifl der Rittergutsbeſitzer 
Baron von der Goltz in Pagdanzig auf weitere ſechs 
a zum Amtsvorſteher für den Amtsbezirk Prechlau 
eſtellt. 

Im Kreiſe Dt. Krone iſt der Gutsbeſitzer Schmidt 
in Stabitz zum Amtsvorſteher für den Amtsbezirk Neu⸗ 
golz beſtellt. 

Im Kreiſe Di. Krone iſt der Mühlenbeſitzer Friedrich 
Stabenow in Eichſiermühle als Amtsvorſteher⸗Stell⸗ 
vertreter für den Amtsbezirk Mellentin beſtellt. 


Landgerichte II in Berlin zum Oberſtaatsanwalt 
bei dem Oberlandesgerichte in Marienwerder. 

. Staatsanwalt Fuchs in Kreuzburg O. Schl. zum 
Landrichter bei dem Landgerichte in Graudenz. 

. die Gerichtsaſſeſſoren Dr. Mangelsdorff in Grau: 
denz und Dr. Cohn in Dirſchau zu Amtsrichlern 
bei dem Amtsgerichte in Kulm bez. Mewe. 

. Referendar Franz Weißermel zu Gr. Kruſchin 
zum Gerichtsaſſeſſor. 

. Rechtskandidat Carl Scheda in Thorn zum Nes 
ferendar unter Ueberweiſung an das Amtsgericht 
in Kulmſce. 

die Gerichtsvollzieher kr. A. Marggraff in 
Vandsburg und Roegler in Stuhm zu etats⸗ 
mäßigen Gerichts vollziehern bei dem Amtsgerichte 
in Vandsburg bezw. Stuhm. 

7. Gefangenaufſeher Jantzen in Stuhm zum Ge⸗ 

kr. A. bei dem Amtsgerichte in‏ ا 


tuhm. ۱ 

Verſetzt: 1. der Oberſtaatsanwalt Laue in ۶ 
werder an das Oberlandesgericht in Celle. 

2. Gerichtsaſſeſſor Alerander von Kries aus dem 
Kammergerichtsbezirk in den Oberlandesgerichts⸗ 
bezirk Marienwerder. 

3. Gerichtsdiener und Gefangenaufſeher Friedrich 
in Zempelburg als Gerichtsdiener an das Amts⸗ 
gericht in Schwetz. 

4. Gerichtsdiener Jahnke in Schwetz an das Land⸗ 
gericht in Danzig. 

Zugelaſſen: Gerichtsaſſeſſor Felir Fabian in Danzig 
unter Entlaſſung aus dem Juſtizdienſte zur Rechts⸗ 
anwaltſchaft bei dem Amts⸗ und dem Landgerichte 
in Danzig. 

Entlaſſen: 1. Referendar Bank in Marienburg Behufs 
Uebertritts zur allgemeinen Staatsverwaltung aus 
dem Juſtizdienſte. 

2. Referendar Bahte aus Schöneck Wpr. in den 
Bezirk des Oberlandesgerichts zu Frankfurt a. M. 

3. er Gottfried Du walt aus dem Juſtiz⸗ 

enſte. 


(Hlerzu eine Beilage und der Oeffentliche Anzeiger Nr. 14.) 


Redigirt im Bureau der Königlichen Regierung. 


Druck von N. Kan ter's Hofbuchdruckerel. 
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Beilage 


The Mutual Life Insurance Company of New York. 


Verfügung des Königl. Miniſteriums des Innern. 


Den in beglaubigter Ueberſetzung eingehefteten Statuten (Nebengeſetzen) der „Mutual Life Insurance 
Company“ zu New York vom 28. Mai 1890 wird hierdurch die in der Conceſſion zum Geſchäfts betriebe in 
Preußen vom 16. November 1886 vorbehaltene Genehmigung unter der Bedingung ertbeilt, daß die Geſellſchaft 
die Hälfte der auf die Preußiſchen Verſicherten entfallenden Jahresprämie nebſt den davon aufkommenden 
Zinſen in Preußiſchen Konſols behufs then in das Preußiſche Staatsſchuldbuch anlegt und in das 
Preußische Staatsſchuldbuch die Bedingung eintragen läßt, daß über die ſo angelegten Aue Seitens der 
Geſellſchaft ohne Genehmigung des Preußiſchen Miniſters des Innern nicht verfügt werden kann. 


Berlin, den 16. Mai 1891. 


10 Der Miniſter des Innern. 
(L. S.) 
gez. Herrfurth. 
Genehmigungsurkunde I. A. 4508. 


Atatuten. 


ergänzt und angenommen am 28. Mai 1890. 


1. 


Gemäß der Verfaſſung der Geſellſchaft findet die jährliche Wahl einer aus neun Mitgliedern beſtehenden 
Abtheilung der Pfleger, welche ihr Amt vier Jahre lang zu bekleiden haben, im Geſchäftshauſe der Geſellſchaft, 
in der Stadt New⸗York, am erſten Montag des Juni jeden Jahres Mittags 12 Uhr ſtatt. Die Stimmliſte bleibt 
zwei Stunden lang und ſo viel 9 5 offen, als nöthig iſt, um die Stimmen der anweſenden e 
Mitglieder entgegenzunehmen. Bei der jährlichen Wahl hat ein Jeder, welcher zur Zeit bei der Geſellſchaft mit 
einem Betrage von Ein Tauſend Dollars verſichert iſt, das Recht, entweder perſönlich oder durch einen Stell⸗ 
vertreter eine Stimme für denjenigen abzugeben, welcher den Platz in der ausſcheidenden Abtheilung der Pfleger⸗ 
ſchaft einnehmen oder eine erledigte Stelle wieder beſetzen ſoll. 


2. 


In der unmittelbar der Wahl vorhergehenden ordentlichen Verſammlung der Pfleger werden von dem 
Vorſtande jahrlich drei Wahl⸗Aufſeher, ſowie drei Stellvertreter derſelben ernannt, welche im Falle der Abweſen⸗ 
heit der Aufſeher in der Reihenfolge zu fungiren haben, in welcher ſie ernannt worden ſind. Vor Eröffnung 

er Stimmabgabe haben die Aufſeher den vom Geſetze geforderten Eid zu leiſten und unmittelbar nach Schluß 
derſelben die von ihnen entgegengenommenen Stimmen öffentlich zu prüfen, das Ergebniß vorſchrifts mäßig 
ſchriftlich zu beſcheinigen und die Beſcheinigung dem Präſidenten zu übergeben. Wenn die betreffende ordentliche 
erſammlung nicht ſtattfinden ſollte ſo muß der Präſident eine außerordentliche Verſammlung zu dem vor⸗ 
gedachten Zwecke einberufen, welche mindeſtens ſechzehn Tage vor der beſagten Wahl abgehalten werden muß. 


3. 


Die Jahresverſammlung der Pfleger zum Zwecke der Wahl eines Präſidenten und ſtändigen Aus⸗ 
ſchuſſes muß am Mittwoch, welcher dem erſten Montag des Juni folgt, abgehalten werden. 


Amtsblatt der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


Jährliche Wahl. 


Wer ae k 


Wahl ⸗Aufſeher. 


Jahresverſammlung 
der Pfleger zum 

Zwecke der Wahl eines 
räfidenten und ſtän⸗ 
digen Ausſchuſſes. 


Vierteljahrs⸗ 
verſammlungen. 


Berichte des Präſi⸗ 
denten. 


Verſammlungen in 
den zwiſchenliegenden 
Monaten. 


Außerordentliche 
Verſammlungen. Art 
ihrer Einberufung. 
In außer. 
ordentlichen Ver⸗ 
ſammlungen in ver ⸗ 
handelnde Geſchäfte. 


Bericht 
über vorausſichtliche 
Erledigungen. 


Art der Beſetzung er⸗ 
ledigter Stellen. 


Beſchlußfähigkeit. 


Befugniſſe u. Pflich⸗ 
ten des Präſidenten. 


Dem Präſidenten ge⸗ 
bührt die allgemeine 
Geſchäftsleitung. 


Beaufſichligung und 
Aufbewahrung von 
Baarmitteln 
und Sicherheiten. 


4. 


Vierteljahrsverſammlungen der Pfleger müſſen im Januar, April, Juli und Oktober an einem nach 
Belieben des Präſidenten feſtzuſetzenden, nach dem zweiten Mittwoch des Monats fallenden Mittwoch abgehalten 
werden. Dieſen Verſammlungen muß der Präſident über die Angelegenheiten und Geſchäfte der Geſellſchaft 
während des abgelaufenen Vierteljahres Bericht erſtatten, in welchem namentlich die abgeſchloſſenen Verträge, 
die vereinnahmten Gelder nebſt Angabe, wofür fie vereinnahmt und in welcher Weile jie angelegt oder gezahli 
worden, ſowie der vorhandene Baarbeſtand und diejenigen Summen, die im Laufe des beſagten Vierteljahres 
hätten eingehen ſollen, und endlich eine General⸗Bilanz mit vollſtändiger Darlegung der Fonds, angelegten 
Kapitalien, der Zahlungen und Verbindlichkeiten anzugeben ſind. 


5. 


„In der im Januar abzuhaltenden Vierteljahrsverſammlung muß der Präſident einen Rechenſchafts⸗ 
bericht über die Lage und Geſchäfte der Geſellſchaft bis zum 31. December des letzten Jahres vorlegen, welcher 
die Einnahmen und Ausgaben des abgelaufenen Finanzjahres, die ſämmtlichen entſtandenen Verbindlichkeiten 
und die Netto- und Brutto⸗Aktiva nebſt den ſonſtigen Einzelheiten, welche der Vorſtand etwa von Zeit zu Zeit 
verlangt, nachweiſt. 


6. 
Regelmäßige Pflegerverſammlungen müſſen auch am vierten Mittwoch der zwiſchenliegenden Monate 
mit Ausnahme des Juni, Auguſt und September, wenn der Vorſtand es nicht anders verfügt, abgehalten werden. 


7. 


Der Präſident darf nach Gutdünken eine außerordentliche Pflegerverſammlung einberufen. Er muß 
eine ſolche einberufen, ſo oft drei Pfleger ihn ſchriftlich dazu auffordern. Alle außerordentlichen und regel⸗ 
mäßigen Verſammlungen müſſen durch eine an jeden einzelnen Pfleger gerichtete, ſchriftliche oder gedruckte An⸗ 
zeige einberufen werden. In einer außerordentlichen Verſammlung dürfen nur diejenigen Geſchäfte verhandelt 
werden, welche in der betreffenden Anzeige aufgeführt ſind, es ſei denn, daß neunzehn Vorſtandsmitglieder es 
anders geſtatten. 

8. 

In der der Jahres⸗Wahl der Pfleger unmittelbar vorangehenden ordentlichen Vorſtands⸗Sitzung muß 
der Präſident die Namen derjenigen anzeigen, deren Amtsdauer abläuft, ſowie die etwa in einer oder der anderen 
Abtheilung vorhandenen erledigten Stellen mittheilen, damit Kandidaten ernannt werden können, die zur För⸗ 
derung der Intereſſen der Geſellſchaft am geeignetſten erſcheinen. 


9. 


Erledigte Stellen in der Pflegerſchaft können in einer auf die erfolgte Anzeige der Erledigung folgenden 
Verſammlung, ſowie in einer Verſammlung beſetzt werden, die derjenigen folgt, in welcher der Kandidat für die 
erledigte Stelle ernannt iſt. Die Anzeige einer ſolchen Wahl muß in der an die Pfleger gerichteten Einladung 
zur Verſammlung ſtehen. 


10. 
Eine Majorität der Pfleger iſt für die Verhandlung der Geſchäfte beſchlußfähig. 


11. 


Wenn der Präſident anweſend iſt, ſo muß er den Vorſitz bei allen Pflegerverſammlungen führen. Er 
iſt von Amts wegen Mitglied und Vorſitzender der ſtändigen Ausſchüſſe und darf darin den Vorſitz führen, mit 
Ausnahme des Reviſions⸗Ausſchuſſes und des Ausſchuſſes für die Ausgaben, welche letztere ihren eigenen Vor⸗ 
ſitzenden wählen. Der Präſident muß auch der Sitzung eines jeden Sonder⸗Ausſchuſſes beiwohnen, wenn er 
dazu von deſſen Vorſitzenden aufgefordert wird. Auch 1 dem Präſidenten die allgemeine Leitung und 
Oberaufſicht über die Geſchäfte und die Beamten der Geſellſchaft. Derſelbe hat die Vorſchriften und Verfügungen 
wegen der Führung der Geſchäfte der Geſellſchaft, ſowie zur Nachachtung für deren Beamten zu erlaſſen. Er 
darf jeden Agenten oder Generalagenten, nach Belieben, außer Dienſt ſetzen oder abſetzen. In allen Fällen, in 
welchen die Pflichten der Unterbeamten, Angeſtellten und Agenten der Geſellſchaft nicht beſonders durch die 
Statuten oder durch einen Beſchluß des Vorſtandes vorgeſchrieben find, müſſen dieſelben den Anordnungen und 
Verhaltungsbefehlen des Präſidenten Gehorſam leiſten. 


12. 


„Die Beaufſichtigung und Aufbewahrung der ſämmtlichen Baarmittel, Staatspapiere, Schuldverſchreibungen 
und Sicherheiten, ſowohl derer, welche der Geſellſchaft gehören, als auch derer, welche als Nebenſicherheit für 
Darlehen bei der Geſellſchaft hinterlegt ſind, ſteht dem Präſidenten, dem Schatzmeiſter und dem Kaſſirer zu. 
Dieſe haben die Befugniß, zwei zuverläſſige Perſonen zu ernennen, von denen jedem einzelnen einer der Schlüſſel 
oder eine der Kombinirungen der beiden an jedem Geldſchrank befindlichen Schlöſſer, welcher verhandelbare 
Sicherheiten enthält, anvertraut wird. Ein jedes dieſer Schlöſſer darf nur in Gegenwart von zweien der oben⸗ 
genannten Beamten geöffnet werden. 


13. 


4 Bei allen Verhandlungen mit dem Schatzamte der Vereinigten Staaten ſind der Präſident, der Vice⸗ Befugniß zum Unter 
Präfident und der Schatzmeiſter, und zwar ein Jeder derſelben hierdurch bevollmächtigt, die ſämmtlichen an die zeichnen u. Indoſſiren. 


eſellſchaft zu zahlenden Gelder in Empfang zu nehmen und darüber Quittung auszuſtellen, ſowie auch Checks 
und Tratten in deren Namen und zu deren Nutzen zu indoſſiren und dafür völlige Entlaſtung zu ertheilen. 


14. 


2 Gelder dürfen aus einer Bank oder von einem fonftigen Hüter der Fonds der Geſellſchaft im Ge⸗ 
ſchäftslokale oder ſonſtwo nur zum Nutzen der Geſellſchaft und gegen die Unterſchrift des Vorſitzenden oder des 
atzmeiſters und des Schriftführers entnommen werden. Ein Jeder der Letzteren darf alle Checks und Tratten 
auf Geld, das an die Ordre der Geſellſchaft zahlbar iſt, zum Zwecke der Hinterlegung und Einziehung indoſſtren. 


15. 


Der Vicepräſident muß zugleich ein Pfleger der Geſellſchaft fein, und fein Amt ſo lange bekleiden, als 
es dem Vorſtande beliebt. Sobald eine Erledigung der Stelle eintritt, muß dieſelbe in der nachſten nach erfolgter 
Anzeige der Erledigung ſtattfindenden Verſammlung oder in einer darauf folgenden durch Kugelung beſetzt werden. 
b Der Vicepräſident muß dem Präſidenten bei der Erfüllung ſeiner Pflichten Hilfe leiſten, wenn er dazu 

eauftragt wird. Es iſt ſeine Pflicht, die Protokolle der ſtändigen Ausſchüſſe zu führen, wenn darüber nicht 
anders beſtimmt iſt, und bei Abweſenheit des Präſidenten deſſen Pflichten, ſowie andere ihm etwa vom Vor⸗ 
ande vorgeſchriebene auszuüben. Es muß auch ein zweiter Vicepräſident gewählt werden, welcher die Proto⸗ 
olle des Vorſtandes und der Ausſchüſſe für Verſicherungsweſen und Agenturen zu führen und dem Präſidenten 
und Vicepräſidenten, wenn er dazu beauftragt wird, bei Erledigung ihrer Pflichten Hilfe zu leiſten hat. 

Der Präſident, der Vicepräſident und der zweite Vicepräfident find befugt, Theile ihrer Pflichten oder 
Befugniſſe, wenn es ihnen rathſam erſcheint, einem ausführenden Beamten anzuvertrauen, der den Titel eines 
vom epaldirektors oder einen ſonſtigen angemeſſenen Titel führen ſoll. Dieſer muß ein Vorſtandsmitglied und 

on Amts wegen Mitglied aller jtandigen Ausſchüſſe fein. 


16. 


۳ In Fällen von Krankheit oder zeitweiliger Abweſenheit des Präſidenten oder ſolcher des Vice⸗ 

präſidenten, iſt der Präſident befugt, einen Präſidenten auf Zeit aus der Zahl der Geſellſchaftspfleger zu 

dennen, damit derſelbe die Pflichten des Präſidenten ausübe. Dieſe Ernennung muß pom Präſidenten oder 

ucheftführer in das Protokollbuch des Vorſtandes eingetragen werden. Auch ſoll ein Vermerk im Protokoll⸗ 

dache den Ablauf einer ſolchen Ernennung nachweiſen. Dieſer Paragraph ſoll jedoch nicht ſo ausgelegt werden, 

die Pflegerſchaft durch denſelben an der Ernennung oder Abſetzung eines zeitweiligen Präfibenten 
gehindert werde. 

17. 


wie ۵ Der Schriftführer bekleidet ſein Amt ſo lange, wie es dem Vorſtande beliebt. Er iſt ermächtigt, ebenſo 
die Ger Präſident, Lebens⸗ und Leibrenten⸗Verſicherungs⸗, ſowie alle ſonſtigen Verträge abzuſchließen, welche für 
Bud gelſchaft bei der Leitung ihrer Geſchäfte gemäß den Vorſchriften und Verfügungen des jeweligen Vor⸗ 
10 nothwendig find. Doch dürfen die für ein einzelnes Leben ertheilten Policen nicht über mehr als eine 
ſeſammt⸗Summe von 100 000 Dollars lauten. Dem Schriftführer kommt die allgemeine Leitung der Bureau⸗ 
Abweſ te und der im Mutterhauſe (Home office) der Geſellſchaft angeſtellten Unterbeamten (clerks) zu. In 
ihm 5 des Schriftführers ſoll der Hilfsſchriftführer diejenigen Pflichten des Schriftführers erledigen, die 
. len Präſidenten etwa überwieſen werden. Auch darf der Präsident nach ſeinem Gutdünken irgend einen 
en oder Abtheilungsvorſteher auswählen, damit derſelbe als zeitweiliger Schriftführer fungire. 
Gefellî Es ſoll ein Korreſpondenzſchriftführer gewählt werden, welcher die allgemeine Korreſpondenz der 
it, mit Ausnahme derjenigen führen muß, welche ſich auf Geihäfte bezieht, die ausdrücklich den ver⸗ 
en hierin vorgeſehenen Abtheilungen zugetheilt ſind. 


feine Pi Der Schatzmeiſter der Geſellſchaft bekleidet ſein Amt jo lange, als es dem Vorſtande beliebt. Es iſt 
1 cht, während der Geſchäftsſtunden in feinem Bureau anweſend zu fein. Er hat die Geſuche um Dar⸗ 
ſolche Sſche Verpfändung von Nebenſicherheiten entgegen zu nehmen, und daruber zu entſcheiden, wobei er nur 
Einzelhei erbeiten annehmen darf, welche von dem Finanzausſchuſſe genehmigt worden ſind. Er hat über die 


papiere u 7 m 
welche ſch in Fender chreibungen zu führen; die Ueberwachung der Geſchäftshäuſer der Geſellſchaft zu beſorgen, 
derjenigen Materie Stadt und in anderen Städten befinden; die Miethen für dieſelben einzuziehen den Ankauf 
Gebäude ce ا‎ anzuordnen, welche für die gehörige Inſtandhaltung und die laufenden Ausgaben dieſer 
eine Beſcheinigun 15 find, und wenn die Ausgaben vorſchriftsmäßig gutgeheißen ſind, vor Bezahlung derſelben 
Pflichten — e auszustellen, daß fie gemäß der Genehmigung verwendet worden, und bie ſonſtigen 
Hilfe ۷2 ein Hilfsſchatzmeiſter gewählt werden, der dem Schatzmeiſter bei Erledigung feiner Pflichten 
ſonſtige, die 1 wie es ihm aufgetragen wird, und in Abweſenheit des Schatzmeiſters deſſen Pflichten, ſowie 
ö JM vorgeſchrieben werden, auszuüben hat. 
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Deſſen Pflichten. 


Zweiter Vitepräſid. 
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in Sicherheiten. 


Fälle, in welchen der 
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unterzeichnen darf. 
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Allgemeine Beſtim 
mungen. 


Mangel an Ueberein⸗ 
ſtimmung. 


Zahlung von Geld als 
Darlehn. 


Art der Sicherheiten, 
welche 


hinterlegt 


werden müſſen. 


Fenerverſtcherung. 
Voreingetragene 
Hypothekenpoſten. 


19. 


Die durch Beleihung erfolgende Anlegung von Geldern in den vom Finanzausſchuſſe genehmigten 
Staatspapieren oder Schuldverſchreibungen bedarf der ſchriftlichen Billigung des Schatzmeiſters. Auch darf ein 
Umtauſch derſelben nicht ohne eine derartige Billigung erfolgen. Eine Unterſchiebung von Sicherheiten, deren 
Geſammtwerth geringer iſt, als der Werth der entnommenen, iſt unſtatthaft. In keinem Falle darf der Nutzungs⸗ 
werth (margin) einer ſolchen Beleihung unter denjenigen herabſinken, zu welchem dieſelbe erfolgte, es ſei denn, 
daß der Unterſchied (margin) erſetzt oder das Darlehn zurückgefordert wird. 

Im Falle geiſtigen oder körperlichen Unvermögens oder der Abweſenheit des Präſidenten und des 
Vicepräſidenten darf der Schatzmeiſter Checks und andere derartige Unterſchriften erſordernde Schriftſtücke unter⸗ 
eichnen. Seine Unterſchrift unter ſolchen Urkunden ſoll dieſelbe Gültigkeit wie die des Präſidenten oder des 
Vieepräfidenten haben. 

Der Schatzmeiſter tft von Amts wegen Mitglied des Finanzausſchuſſes. 


20. 


Der Oberaufſeher der Geſellſchaft bekleidet ſein Amt ſo lange, wie es dem Vorſtande beliebt. Es iſt 
feine Pflicht, während der Geſchäftsſtunden in feinen Amtslokale anweſend zu ſein, das für Darlehen gegen 
Schuldverſchreibung und Hypothek dem Finanzausſchuſſe als Sicherheit überlaſſene Grundeigenthum abzuſchätzen 
oder abſchätzen zu laſſen; in Fällen, wo das Intereſſe der Geſellſchaft es erfordert, den Verkauf des Unterpfandes 
anzurathen; dem Präſidenten vierteljährlich über alle Ankäufe und Verkäufe, ſowie allfährlich über die allgemeine 
ی‎ und den Charakter der gegen Schuldverſchreibungen und Hypotheken gewährten Darlehen und 
über das Grundeigenthum der Geſellſchaft (mit Ausnahme der Geſchäftsgebaude) Bericht zu erſtatten; die Ver⸗ 
miethung, Reparatur und Verſicherung aller der Geſellſchaft gehörigen Gebäude oder Ländereien (mit Ausnahme 
der Geſchäfts gebäude) zu beaufſichtigen und anzuordnen, darauf zu achten, daß die Steuern und Abgaben nicht 
zu Ungunſten des der Geſellſchaft gehörigen oder derſelben verpfändeten Eigenthums ſich anhäufen, ſowie 
alle enen Pflichten auszuüben, welche ihm vom Präſidenten oder dem Finanzausſchuſſe etwa über⸗ 
wieſen werden. 


21. 


Wenn Darlehen auf Grundeigenthum genehmigt find, jo muß der Oberauffeher in jedem einzelnen 
Falle den Rechtsanwalt der Geſellſchaft davon benachrichtigen und ihm die Einzelheiten des Darlehens dar⸗ 
legen. Dieſer muß hierauf ſowohl das Geſuch um das Darlehn, als auch die Genehmigung desſelben, welche 
im Genehmigungsbuche des Finanzausſchuſſes enthalten ift, prüfen, und die Schuldverſchreibung und Hypothek 
gemäß den darin enthaltenen Bedingungen ausſtellen laſſen. Im Falle von Meinungsverſchiedenheit in Bezug 
auf die Größe oder ſonſtige Eigenſchaften des Grundſtückes, hat derſelbe, noch ehe der Rechtstitel anerkannt 
worden, dem Präſidenten darüber Bericht zu erſtatten. 


22. 


Der Präſident darf eine Beleihung genehmigen, wenn auch ein geringfügiger Mangel an Ueber⸗ 
einſtimmung zwiſchen der in dem zugelaſſenen Geſuche angegebenen und der thatſächlich in der Hypothek ent⸗ 
haltenen Größe des Grundſtücks vorhanden fein ſollte, wenn nur der Werth und die Rechtszulänglichkeit der 
Sicherheit dadurch nicht beeinträchtigt wird. Doch muß der Präſident in der nächſten Sitzung des Finanz⸗ 
ausſchuſſes demſelben über einen ſolchen Mangel an Uebereinſtimmung berichten. Die Hypotheken⸗Arkunde muß 
in allen Fällen die Aus dehnung und Grenzen, und, wenn es fi um Landgüter handelt, die Zahl der Aeres 
des Grundſtückes angeben. 


23. 


Ehe Geld für genehmigte Darlehen ausbezahlt wird, müſſen die nachfolgenden, vom Rechtsanwalt 
vorſchriftsmäßig ſchriftlich als rechtsgiltig und richtig beglaubigten Sicherheiten und Urkunden beim Ober⸗ 
auffeher in Verwahrung gegeben werden: 

Erſtens. Die Schuldverſchreibung, ſowie auch die zum Zwecke der vorſchriftsmäßigen Eintragung aus⸗ 
gefertigte, auf das Eigenthum lautende Hypothek oder eine Beſcheinigung des zuſtändigen Grafſchaftsbeamten, 
daß dieſelbe eingetragen oder zum Zwecke der Eintragung eingereicht worden iſt. 

Zweitens. Der Hauptinhalt der Rechtstitel⸗Urkunde, welcher in beſonderen Fällen ſo anerkannt iſt, wie 

es die ausführenden Beamten oder der Finanzausſchuß anordnen, und bis zu der Zeit fortgeſetzte Prüfungen 
(examinations) enthält, wo die Anleihe gemacht oder die Hypothek eingetragen worden iſt. Dem Hauptinhalte 
find die für nöthig erachteten Original⸗Nachforſchungen anzufügen, mit Ausnahme der Fälle, wo Original: 
Nachforſchungen bereits angeſtellt und bei der Geſellſchaft hinterlegt oder bei einem Gericht einregiſtrirt worden 
ſind, in welchem letzteren Falle Abſchriften angefügt werden dürfen, in denen Bezug auf dasjenige Bureau oder 
Gericht genommen wird, bei denen die Originale einregiſtrirt ſind; unter der Bedingung jedoch, daß Nach⸗ 
forſchungen, die nur bis zum Datum des Darlehns angeſtellt worden, ſpäter bis zur Eintragung der Hypothek 
fortgeſetzt werden müſſen. 
۱ Drittens. Die beſchworene Erklärung des Eigenthümers, daß zur Zeit der Aushändigung der 
Hypothek eine andere Belaſtung des Eigenthums nicht vorhanden iſt, als die eingetragenen Hypothekenpoſten, 
welche aus dem von der Geſellſchaft zu gewährenden Darlehn gelöſcht werden ſollen und einzeln angegeben 
dae Beh Dieſe Beſtimmung darf jedoch vom Rechtsanwalte unter Zuſtimmung des Wrüfidenten er 
aſſen werden. 

Viertens. Der Hypothekenſchuldner muß auf Verlangen genügende Feuerverſicherungspolicen anſchaffen. 

Fünftens. Wo eingetragene Hypothekenpoſten vorhanden find, welche mit dem von der Geſellſchaft 
auf Eigenthum gewährten Darlehn gelöſche werden ſollen, müſſen dieſelben zuerſt von derjenigen Partei ab⸗ 
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Ba werden, welcher das Darlehn gegeben werden fol, ober die Geſellſchaft kann auch, auf ſchriftliches Er⸗ 
uchen der genannten Be den Betrag des betreffenden Hypothekenpoſtens unmittelbar an den Inhaber des⸗ 
elben oder an deſſen Bevollmächtigten ۰ . 3 

Sechſtens. Auf Hypotheken geleiſtete Zahlungen bleiben genau auf die in den Büchern des Finanz⸗ 
ausſchuſſes anerkannten Beträge beſchränkt. 1 

Siebentens. Wenn Darlehen gegen Uebertragung von Schuldverſchreibungen und Hypotheken gewährt 
werden, müſſen die vorſtehenden Beſtimmungen, ſoweit es thunlich iſt, in Anwendung kommen. 5 e 

Binfen für im Befig der Geſellſchaft befindliche Schul dverſchreibungen und Hypotheken dürfen, bei 
Vermeidung eines vom Präſidenten anzuordnenden Zwan Sverkaufes oder Proceſſes nicht länger als dreißig 
Tage rückſtändig bleiben, es ſei denn, daß der Finanzausſchuß oder die Pflegerſchaft durch einen im Protokolle 
eingetragenen Beſchluß eine längere Friſt genehmige. 25 

ahlungen des Kapitals der Schuldverſchreibungen gelten nur gegen gemeinſchaftlich vom Präſidenten 

und Schriftführer ausgeſtellte Quittung als rechtsgiltig geleiſtet. Dieſe eſtimmung muß als Theil des Ver⸗ 
trages in die Schuldverſchreibung aufgenommen werden. 


24. 


Ohne ausreichende perſönliche Sicherheit, ſowohl für Kapital als für Zinſen, noch außer dem von der 
Verfaſſungsurkunde e Grundeigenthume, dürfen Darlehen an Korporationen gegen Schuldverſchrei⸗ 
bungen und Hypotheken nicht gewährt werden. 


25. 


Proviſionen oder Entſchädigungen dürfen von den Pflegern oder Beamten oder ſonſtigen im Dienſte 
der Geſellſchaft befindlichen Perſonen für Beſchaffung oder Vermittelung von Darlehen ſeitens der Geſellſchaft 
weder mittelbar, noch unmittelbar angenommen werden. Weder der Rechtsanwalt. noch eine der Perſonen 
ſeines Bureaus, noch irgend wer, der ein feſtes Gehalt hat, fol außer dieſem Gehalte von der Geſellſchaft Be⸗ 
deb lar erhalten oder irgend einen Anſpruch an die Geſellſchaft geltend machen dürfen. Das dem Amte oder 
der Anſtellung zugehörige Gehalt ſoll die volle Entſchädigung für alle der Geſellſchaft geleiſteten oder zu deren 
Nutzen verrichteten Dienſte bilden. 

26. 

Der Raffirer bekleidet ſein Amt jo lange, als es dem Vorſtande beliebt. Derſelbe hat alle von der 
Geſellſchaft vereinnahmten Gelder in ſeine Obhut zu nehmen und ſie laut Anordnung in die vom | ین‎ 
ſchuſſe bezeichneten Verwahrungsorte niederzulegen; eine genau in Ordnungen getheille Rechnung über dieſelben 
zu führen, ſowie über alle Fin هی ی‎ und alle im Beſitz der Geſellſchaft befindlichen Zinſen und Dividenden 
von Schuldverſchreibungen und Staatspapieren pünktlich einziehen zu laſſen. 

Niemand, der mit der Geſellſchaft in ihrem Mutterhauſe (Home office) in Beziehung ſteht, mit Aus⸗ 
nahme ihrer Beamten und der Gehilfen des Kaſſirers, darf an die Geſellſchaft zahlbare Gelder in Empfang 
nehmen. Nur die Beamten dürfen über dieſelben Quittungen ausſtellen. - 


27. 


Der Aktuar der Geſellſchaft wird, wenn eine Erledigung eintritt, ſowie bei allen zukünftigen Erledigungen 
durch >. lung gewählt und bekleidet jein Amt ſo lange, als es dem Vorſtande beliebt. Er hat, wenn es ver⸗ 
langt wird, bei den Sitzungen des Verſicherungsausſchuſſes zugegen zu ſein und an den Berathungen desſelben 
Theil zu nehmen. Es 3 feine Pflicht, nach den vom Vorſtande angenommenen Grundſätzen für den jetzigen und 
künftigen Gebrauch der Geſellſchaft Rechnungen aufzuſtellen und Tabellen herzurichten und dieſelben dem Ver⸗ 
Seng sans uffe zur Billigung vorzulegen; die von unſeren und anderen Staaten geforderten periodiſchen 
Berichte anzufertigen; den auf das Verſicherungsweſen bezüglichen Theil der Vierteljahrs⸗ und Jahresberichte 
rechneriſch zu revidiren; Einzelangaben, Bücher, Urkunden, Tabellen und amtliche Berichte bezüglich des Lebens⸗ 
und Leibrenten⸗Verſicherungs eſchüſtes zum Gebrauch der Geſellſchaft zu ſammeln und zu ordnen; mit den aus⸗ 
führenden Beamten und Ausihüffen in Berathung zu treten: Berichte und Mittheilungen zu machen und alle 
ſonſtigen zweckdienlichen Handlungen auszuführen, welche etwa vom Vorſtande, feinem Ausſchüſſen oder dem 
Präſidenten verlangt werden. 


رت 
** 


Der Hilfsaktuar hat die ihm vom Präſidenten oder Vorſtande zugewieſenen Pflichten zu erfüllen. Im 
Jalle des Todes, der Abweſenheik oder des körperlichen oder geiftigen Unvermögens des Aktuars werden deſſen 
Dienſtpflichten vom Hilfsaktuar ſo lange verſehen, bis es anders verordnet wird. 


29. 


keel; Die beiden Unterſuchungsärzte werden, To oft eine Erledigung eintritt, durch Kugelung gewählt und 
dekleiden ihr Amt ſo lange als es dem Vorſtande beliebt. Es iſt ihre Pflicht, täglich wenigſtens drei Stunden 
lang im Geſchäftslokale anweſend zu fein und diejenigen zu unterſuchen, welche ſich als Bewerber um eine 
ê verſicherung einfinden; in zu dieſem Zwecke eingerichtete Bücher vollſtändige und genaue Einzelheiten dieſer 

uterſuchungen einzutragen und, den Verordnungen der Geſellſchaft gemaß, die Ermächtigung zur Ausſtellung 
von Policen zu ertheilen. Doch darf eine Police nur bei Uebereinſtimmung der beiden Unterſuchenden oder der 
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ger als dreißig Tage 
im Nückſtande ۰ 
Art der Rückzahlung 
vont ۰ 
verſchreibungen. 


Darlehen an 
Korporationen. 


Proviſionen oder Ho⸗ 
norare find unſtatt⸗ 
haft. 


Kaſſirer, 
deſſen Pflichten. 


Perſonen, welche 
Gelder in Empfang 
nehmen dürfen. 


Aktuar, 
deſſen Pflichten. 


Hilfs⸗Aktuar, 
deſſen Pflichten. 


Unterſuchungsärzte, 
deren Pflichten. 
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= ds 


4 ur Genehmigung eines derſelben und eines ausführenden Beamten ausgeſtellt werden (mit dem Vorbehalte, daß 
Präſident darf die der Präſidenk die Ausſtellung einer Police verbieten und auch Verſicherungsanträge zurückweiſen darf, welche 
Ausſtellung ver. vorher von Lokal⸗Unterſuchungs ärzten genehmigt worden find). Die Unterſuchungsärzte haben bei der Sammlung 

bieten. und Ordnung aller auf die Lebensſtatiſtik unſeres, ſowie fremder Länder und die Erfahrungen dieſer Geſellſchaft 
bezüglichen Thatſachen und Einzelangaben mitzuwirken, auf Aufforderung mit den Ausſchüſſen in Berathung zu 
treten; mit Genehmigung des Präſidenten Vorſchriften und Anweiſungen für Unterſuchungsärzte anzufertigen und 
herauszugeben, mit dieſen die nothwendige Correſpondenz zu führen, ſowie auf Verlangen die ſonſtigen Hand⸗ 
lungen auszuführen, welche ihrem Amte angemeſſen ſind. 


30. 
Juſtiz⸗Abtheilung. Es wird eine Abtheilung unter der Benennung: Juſtiz⸗Abtheilung der Mutual Life Insurance Com- 


pany of New Vork eingerichtet, mit den Unterabtheilungen, Beamten, Gehilfen und Dienſtverpflichtungen, welche 
derſelben von Zeit zu Zeit von dem Vorſtande oder den ausführenden Beamten feſtgeſetzt und überwieſen werden. 


31. 


Rechtsanwalt und Der Rechtsanwalt der Geſellſchaft bekleidet ſein Amt ſo lange als es dem Vorſtande beliebt. Er iſt 

deſſen Pflichten. der oberſte Beamte der Juſtizabtheilung und iſt berufsmäßig verpflichtet, alle Rechts geſchäfte der Geſellſchaft mit 
Einſchluß der Prüfung der Rechtstitel bezüglich der Darlehen, unter Leitung der ausführenden Beamten und der 
betreffenden Ausſchüſſe, zu führen und 0 beaufſichtigen. Doch ſind dieſe Beamten oder Ausſchüſſe dazu er⸗ 
mächtigt, ſich auch anderswo jitriſtiſchen Rath und Beiſtand zu holen, fo oft derſelbe nach ihrer Meinung noth⸗ 
wendig und zweckmäßig iſt, oder ſo oft ſie vom oberſten Beamten der betreffenden Abtheilung darum erſucht 
werden. Indeſſen darf für juriſtiſchen Rath und Beiſtand ohne die ſchriftliche Genehmigung der ausführenden 
Beamten oder des Vorſtandes der betreffenden Ausſchüſſe weder ein Vorſchuß (retainer) gezahlt noch eine Aus⸗ 
gabe gemacht werden. 


32. 


Rechnungsreviſor ۲ Der Rechnungsreviſor hat die Rechnungen der Geſellſchaft mit ihren Agenten und anderen Perſonen 
und deſſen Pflichten. in ſeiner Obhut und hat dieſelben zu den gewöhnlichen Quartalszeiten dem Reviſionsausſchuſſe vorzulegen. 
Es iſt feine Pflicht, die dem Vorſtande vorgelegten vierteljährlichen und jährlichen Rechnungsüberſichten rechnerisch 

zu prüfen, und er muß die Protokolle jenes Ausſchuſſes und des Ausſchuſſes für Ausgaben führen. 


33. 

Abtheilung für Es wird eine Abtheilung für Lieferungsweſen, Bekanntmachungen und Druckſachen eingerichtet, deren 

Lieferungsweſen. oberſter Beamter als Auffeher der Abtheilung für Lieferungsweſen bezeichnet wird. Alle Einkäufe von Schreib⸗ 
materialien und verſchiedenen Artikeln für den Gebrauch der Agenten, welche von der Geſellſchaft geliefert werden, 
ſowie ſolcher für den Gebrauch der Geſellſchaft im Mutterhauſe, wie auch auf Anordnung des Schatzmeiſters 
für die Inſtandhaltung und laufenden Ausgaben der Gebäude der Geſellſchaft ſind von dieſem Beamten, unter 
der Autorität des Präſtdenten oder des Ausſchuſſes für Ausgaben, zu machen, und muß darüber allwöchentlich 
dieſem Ausſchuſſe Bericht erſtattet werden. Der Aufſeher für Lieferungsweſen beaufſichtigt und führt vorſchrifts⸗ 
mäßige Akten über alle Verträge, über Bekanntmachungen und Druckſachen und iſt dem Präſidenten und dem 
betreffenden Ausſchuſſe für die richtige Ausführung der Verträge durch die Lieferanten verantwortlich. 


34. 


Ständige Ausſchüſſe. Es werden die nachſtehenden ſtändigen Ausſchüſſe des Vorſtandes eingerichtet, deren Mitglieder jährlich 
durch Kugelung zu wählen ſind: 
Ein Finanzausſchuß, 
Ein Ausſchuß für Agenturen, 
. Ein Ausſchuß für Verſicherungsweſen, ۲ 
Ein Ausſchuß für Anſprüche auf Grund von Sterbefällen, 
. Ein Ausſchuß für Ausgaben, 
6. Ein Ausſchuß für das Rechnungsweſen. 

Im Falle, daß Erledigungen unter der Zahl der Mitglieder eines ſtändigen Ausſchuſſes vorkommen, 
ſo dürfen dieſelben für die noch nicht abgelaufenen Friſten durch die übrigen Mitglieder der betreffenden Aus⸗ 
ſchüſſe ergänzt werden. 
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35. 


MT Der Finanzausſchuß beſteht aus ſechs Pflegern, die wenigſtens einmal in jeder Woche zuſammen⸗ 
deſſen Beſugniſſe. kommen. Alle Geldanlagen der Geſellſchaft erfolgen nach ſeiner Anordnung. Er führt die Aufſicht über die im 
Beſitze der Geſellſchaft befindlichen Sicherheiten und beſtimmt die Orte, wo die Fonds der Geſellſchaft ſicher ver⸗ 
wahrt werden. Der Ausſchuß hat die Befugniß, über die Sicherheiten der Geſellſchaft zu verfügen und die 
Uebertragung derſelben anzuordnen. Er entſcheidet alle Fragen bezüglich der Gehälter und Entſchädigung für 
e e wenn dieſelben noch nicht vom Vorſtande oder einem andern zuſtändigen Ausſchuſſe feſtgeſetzt 

worden ſind. 


36. 


Der Präſident, Vicepräſident, Schriftführer, Schatzmeiſter und Kaſſirer müͤſſen ein Jeder für die getreue 

Erfüllun ihrer Pflichten eine Kaution nebſt ausreichender Sicherheit in der vom Finanzausſchuſſe zu beſtim⸗ 

menden Höhe ſtellen. Jede derartige Kaution muß bezüglich ihrer Form und Zulänglichkeit von dem genannten 

usſchuſſe genehmigt, die Vollziehung derſelben vorſchriftsmäßig anerkannt und die Kaution einem von dem 

Ausſchuſſe zu bezeichnenden Mitgliede desſelben übergeben werden, in deſſen Obhut fie, unter der Verfügung der 
Pfleger, verbleibt. 


37. 


Der Finanzausſchuß kann auch von anderen Beamten, Unterbeamten (clerks) oder Agenten der 
Geſellſchaft, in der vom Ausſchuſſe für angemeſſen gehaltenen Höhe, nebſt Sicherheit, eine Kaution für das Amt 
verlangen. Eine jede Amtskaution muß die ausdrückliche Beſtimmung enthalten, daß ſie in Kraft bleibt, bis 
eine andere vorſchriftsmäßig gegeben und angenommen iſt, und daß dieſelbe für alle Handlungen der genannten 
Partei, in welcher Abtheilung oder Bedienſtung ſie auch zeitwetſe oder ſonſtwie beſchäftigt ſein möge, ſo lange 
fie im Dienſte der Geſellſchafk iſt, Deckung bietet. Der Ausſchuß darf auch aus einem ihm genügenden Grunde 
jederzeit eine neue oder Zuſatzkaution von einem Beamten der Geſellſchaft verlangen. 


38. 


Der Finanzausſchuß kann Nachforſchungen bezüglich der Steuern und Abgaben anſtellen laſſen oder 
nach ſeinem Gutdünken ſolches von den Beſitzern von Eigenthum, das der Geſellſchaft verpfändet iſt, verlangen. 


39. 


Es ift die Pflicht des Oberaufſehers, dem Finanzausſchuſſe von Zwangsverkäufen von Hypotheken⸗ 
objekten vorſchriftsmäßig Anzeige zu machen. Bei allen derartigen Verkäufen muß der Präſident zur Wahrung 
der Intereſſen der Geſellſchaft anweſend ſein, oder falls er daran verhindert iſt, eine andere von ihm dazu 
ernannte Perſon. 


40. 


Der Ausſchuß für Agenturen beſteht aus fünf Pflegern. Er hat die allgemeine Aufſicht über die 
Agenturabtheilun des Geſchäfts der Geſellſchaft und dem Vorſtande den Betrag in Vorſchlag zu bringen, 
delcher als Entſchädigung, Ausgleichung oder Ablöſung einem Agenten oder ſeinen Stellvertretern zu 
ezahlen iſt. 


41. 


13 Der Ausſchuß für Verſicherungsweſen beſteht aus ſechs Pflegern. Es iſt die Pflicht dieſes Ausſchuſſes, 
die Prämienſätze zu beſtimmen und die Grundſätze feſtzuſtellen, nach denen die Policen und ſonſtigen Ver⸗ 
pflichtungsurkunden von der Geſellſchaft ausgeſtellt und angekauft werden. Dieſer Ausſchuß hat die Aufſicht 
über alle Fragen, welche ſich auf die Vertheilung des Ueberſchuſſes beziehen. 


42. 


. Der Ausſchuß für Anſprüche auf Grund von Sterbefällen beſteht aus fünf Mitgliedern und hat bie 
Errch Todesfall entſtandenen Anſprüche zu reguliren, die Auszahlung derſelben oder deren Ablehnung oder 
Erledigung durch Ausgleichung oder gütlichen Vergleich unter billigen und gerechten Bedingungen anzuordnen. 


43. 


Der Ausſchuß für Ausgaben beſteht aus drei Mitgliedern, welche wöchentlich zuſammenkommen. Alle 
don der Geſellſchaft zu bezahlenden Rechnungen, mit Ausnahme der von dem zuſtändigen Ausſchuſſe Guts 
geheißenen, müſſen von dieſem Ausſchuſſe genehmigt werden. Alle Zahlungen, welche in der Zwiſchenzeit 
wischen den Ausſchußſitzungen nur auf die Gewähr eines ausführenden Beamten hin geleiſtet worden ſind, 
fen dem Ausſchuſſe in feiner nächſten Sitzung angezeigt werden. 


44. 


jahrs Der Ausſchuß für das Rechnungsweſen beſteht aus drei Pflegern, welchen die verſchiedenen Viertel⸗ 
lehrsberichte über alle die Geſellſchaft betreffenden Quittungen und Zahlungen zur Prüfung übergeben wer⸗ 
müſſen. 


45. 
vom Alle Sitzungen der ſtändigen Ausſchüſſe werden im Geſchäftslokale der Geſellſchaft auf Grund einer 
Schriftführer jedem Mitgliede des Ausſchuſſes zugeſtellten Anzeige abgehalten. 
werben ; Die Protokolle über die ſtattgefundenen Verhandlungen und gefaßten Beſchlüſſe eines jeden Ausſchuſſes 
herben in zu dieſem Zwecke angelegte Bücher eingetragen und müſſen in der nächſten ordentlichen Sitzung der 
bfleger vorgeleſen werden. > 
"Sri Jeder nicht in das Protokoll eingetragene Bericht eines ſtändigen oder Sonder⸗Ausſchuſſes muß 
iftlich abgefaßt und von den Ausſchußmitgliedern unterzeichnet ſein, die ihm zugeſtimmt haben. 
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46. 


a Am Schluſſe eines jeden Finanzjahres müſſen die Rechnungen und Aktivbeſtände der Geſellſchaft von 
einem aus vier oder mehr Pflegern (die aber nicht Mitglieder des Finanzausſchuſſes ſind) beſtehenden Sonder⸗ 
Ausſchuſſe geprüft werden, deſſen Bericht zu Protokoll genommen werden muß. 


47. 


۱ Nur im Auftrage der Pflegerſchaft oder desjenigen Ausſchuſſes, dem die Sache oder Angelegenheit 
eigentlich zugehört, dürfen Proceſſe angeſtrengt oder Anſprüche vor Gericht beſtritten werden. Der Auftrag 
muß im Protokoll vorſchriftsmäßig verzeichnet werden. 


48. 


7 Das Korporationsſiegel iſt unter der Obhut des Präſidenten, welcher die Befugniß hat, dasſelbe bei⸗ 
udrücken: Beſcheinigungen über die Löſchung von Hypotheken; Streitſchriften in gerichtlichen Klageſachen und 

echtsproceſſen; der Beſtallung von Agenten oder Bevollmächtigten für andere Staaten; den Uebertragungen 
von vollbezahlten Hypotheken, wenn der Finanzausſchuß den Präſidenten dazu ermächtigt hat, indeſſen ohne 
Bürgſchaft zu leisten, den Beſcheinigungen über Uebergabe von Theilen hypothecirter Grundſtücke und Urkunden 
über die Abtretung von Grundeigenthum; ſchließlich den Vollmachten zum Zwecke der Uebertragung von Staats- 
papieren oder Einziehung von Dividenden und zwar in Uebereinſtimmung mit dem Finanzausſchuſſe, wie es 
durch dieſe Statuten feſtgeſetzt wird. 


49. 
In allen Fällen, wo das Korporationsſiegel benutzt wird, muß dasſelbe vom Schriftführer beglaubigt werden. 


50. 


Alle Geldanlagen in Staatspapieren oder eingetragenen Obligationen geſchehen im Namen der „The 
Mutual Life Insurance Company of New York“. Der Präſident ha die En Ir darauf zu zahlenden 
Zinſen und Dividenden einzuziehen. Uebertragungen derartiger Obligationen und Staats papiere dürfen im 
Namen der Geſellſchaft vom Präſidenten und drei beliebigen Mitgliedern des Finanzausſchuſſes vorgenommen 
werden, ſo oft ein dazu berechtigender Beſchluß des Finanzausſchuſſes gefaßt worden iſt. 


51. 


Wo in dieſen Statuten das Wort Beamte gebraucht wird, wird angenommen, daß es ſich nur auf die⸗ 
jenigen Perſonen bezieht und fie einſchließt, welche die nachſtehenden Aemter bekleiden: Das des Präſidenten, 
Vicepräſidenten, zweiten Vicepräſidenten, Generaldirektors, Schatzmeiſters, Oberaufſehers, Schriftführers und 
Kaſſirers Wo aber in dieſen Statuten die Worte „Ausführende Beamte“ gebraucht werden, wird angenommen, 
daß ſie nur auf diejenigen Perſonen Anwendung finden, welche die nachſtehenden Aemter bekleiden: Das des 
Präſidenten, Vicepräfidenten, zweiten Vicepräſidenten, Generaldirektors und Schatzmeiſters. 


52. 


Dieſe Statuten dürfen in jeder Vorſtandsſitzung durch eine Stimmenmehrheit von zwei Dritteln der 
anweſenden Pfleger abgeändert werden, vorausgeſetzt, daß eine Ankündigung der vorgeſchlagenen Abänderungen 
in der unmittelbar ihrer Annahme vorangehenden Verſammlung ſtattgefunden hat. 


Druck von G. Bernſtein in Berlin. 


